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In vier Tagen begehen wir den 15. Jahrestag der Gründung 
der Deutschen Demokratischen Republik. Uns.er 11. Parteitag, 
der sich jetzt seinem Ende nähert, hat weithin im Zeichen 
des Geburtstages unseres deutschen Friedensstaates gestan
den. Ja, wir können sagen, er ist zu einem besonderen Beitrag 
der chris tlichen Demokraten zum Gründungstag' unserer 
Republik geworden. 

Der gesamte Verlauf des Parteitages hat gezeigt, daß die 
christlichen Demokraten fest entsclllossen sind, ihre Anstren
gungen auf allen Gebieten in Zukunft noch zu vermehren, 
damit unser Staat weiter gestärkt wird und in gesteigertem 
Maße dazu beitragen kann, daß sich die Polit ik der flied
lichen Koexistenz immer mehr durchsetzt. Die Einheit und 
Geschlossenheit unserer Partei haben sich vertieft, ihr poli
tisches Wachstum ist unverkennbar. Die Beratungen des 
Parteitages haben eindeutig erwiesen, daß die Chlistlich
Demokratische Union alle Voraussetzungen besitzt, ihre Mit
arbeit in der Nationalen Front unter der Führung der Partei 
der Arbeiterklasse z.u erweitern und die ihr gestellten Auf
gaben zu erfüllen. 

Worin bestand das Neue, das auf unserem 11. Parteitag 
sichtbar wurde? 

Schon die Vorbereitungen des Parteitages, vor allem aber 
sein Ablauf selbst haben gezeigt, daß die Mitglieder der 
Christlich-Demokratischen Union die Größe der Aufgaben, 
die uns in dieser Zeit erwachsen, verstanden haben und sich 
mit allen Kräften bemühen, sie zu erfüllen, indem sie ihre 
Mitarbeit verstärken und mit wachsendem Etiolg ihrer Mit
verantwortung beim umfassenden A·ufbau des Sozialismus 
gerecht werden. Von den Gesamtinteressen unserer Gesell
schaft ausgehend, ist unser Blick auf die in der Entschließung 
gestellten Aufgaben gelichtet. Zu der Mitverantwortung haben 
wir uns vor anderthalb Jahren klar bekannt, als wir auf 
unserer Dresdner Mitarbeiterkonferenz das Programm des 
Sozialismus, wie es der VI. Parteitag der Sozialistischen Ein
heitspartei Deutschlands beschlossen hatte, zum Gesetz unse
res eigenen Handeins el'idär ten . 

Die großeo. Leis tungen, die wir seitdem in unserer prak
t ischen Arbeit erzielen konn ten, und die entscheidenden Fort
schritte in der inneren Festigung unserer Partei, aber auch 
in der Erhöhung ihres Einwirkungs- und Ausstrahlungsver
mögens gegenüber den parteilosen christlichen Kreisen in der 
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Nationalen Front, also die Vergrößerung des Anteils an der 
gemeinsamen Arbeit aller demokratischen Kräfte - alle diese 
Ergebnisse sind eine klare Bestätigung dafür, daß Wlsere 
Entscheidung richtig war, daß sie den Notwendigkeiten unse
rer gesellschaftlichen Entwicklung und auch den Möglichkei
ten unserer Partei entsprach. Dafür sprechen die großen 
Ergebnisse im Wettbewerb unserer Partei verbände zu Ehren 
des 15. Jahrestages unserer Republik, und davon zeugen auch 
die Diskussionsbei träge unserer Freunde, die hier auf dem 
Parteitag ihre Gedanken darlegten, aus ihrem eigenen Er
leben berichteten und ihre Vorschläge für die zukünftige 
Arbeit unterbreitet haben. 

Die Ergebnisse unserer Arbeit verdanken wir zum einen 
der klaren politischen Orientierung unserer Partei auf die 
Sicherung des Friedens, auf die demokratische Lösung lUlserer 
nationalen Frage. Vor allem aber verdanken wir sie den 
Anstrengungen ungezählter Unionsfreunde, die im Sinne der 
Beschlüsse unseres Hauptvorstandes in der Partei , in der 
Nationalen Front und an ihrem Arbeitsplatz beim umfassen
den Aufbau des Sozialismus wetteiferten. 

Das war nicht immer so. Ich erinnere mich noch sehr wohl 
an die Zeiten vor jetzt mehr als einem Jahrzehnt, als wir mit 
manchen Freunden, die heute Hervorragendes leisten, immer 
'wieder in den Diskussionen ringen mußten. Welche tief
gehende Wandlung habe:n sie bei sich selbst vollzogen! 
Nehmen wir doch z. B. unsere Unionsfreunde Riedel und 
Haupt, den Komplementär und den PGH-Vorsitzenden. Sie 
haben selbst auf manchen Beratungen und Tagungen davon 
berichtet, wie schwer es ihnen zunächst gefallen ist sich dem 
Neuen in unserem Staat zuzuwenden. Heute sind 'sie ' Abge
ordnete ':lI1serer höchsten Volksvertretung, der Volkskammer 
unserer Deutschen Demokratischen Republik. Sie alle haben 

. a uf unserem Parteitag die Diskussionsbeiträge dieser beiden 
Freunde gehört und können deshalb gut ermessen, daß wir 
hier wahrlich von tiefgehenden Wandlungen sprechen können . 

Im Kampf um das Neue in unserem gesellschaftlichen 
Leben haben sich auch die Menschen tatsächlich gewandelt. 
Sie wuchsen an ihren Aufgaben, legten überholte Auffassun
gen und Gewohnheiten ab, veränderten ihr Leben und Den
ken, ihre Gefühls- und Vorstellungswelt. Sie lernten, Staat 
und Wirtschaft mi tzu leiten, und blicken heute optimistisch in 
die Zukunft, die ihre Zukunft ist. 

Die Beziehungen zwischen den Menschen nahmen einen 
neuen gesellschaftlichen Charakter an: Die aus der Zeit des 
kapitalistischen Konkurrenzkampfes überkommenen Verhält
nisse und Auffassungen sind den Beziehungen freWldschaft
licher Zusammenarbeit und brüderlicher gegenseitiger Hilfe 
gewichen. So können wir mit Recht sagen, daß gerade die 
Vla ndlung der Menschen in .unserer Republik zu unseren 
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größten Errungenschaften gehört. Unser Parteitag hat das mit 
seinen Diskussionsreden, mit seinen Delegierten in hervor
ragendel' Weise bestätigt. 

Wi r wollen andererseits auch nicht verhehlen, daß die 
Ergebnisse unserer Parteiarbeit hätten noch besser sein 
können, wenn die Leitungstätigkeit in unseren Verbänden 
zielstrebiger gewesen wäre, wenn sie intensiver auf die 
Schwerpunkte orientiert und die Hauptaufgaben unseres poli
tischen Kampfes und der ideologischen Auseinandersetzung 
mehr in den Mittelpunkt der Arbeit m it unseren Freunden 
gestellt hätte. pas gilt nicht für alle Verbände gleichermaßen, 
aber gerade dIe so stark ins Auge fallenden Wlterschiedlichen 
Leistungen der Bezirksvorstände bei bestimmten Aufgaben 
machen deutlich, w ie entscheidend 'es auf eine gute Leitungs
tätigkeit ankommt. Gerade nach den guten Beispielen hier 
auf unserem Parteitag is~ es dringend notwendig, daß die 
Bezirksverbände die Kritik, die hier geübt wurde) sehr ernst 
nehmen und bei der Auswertung der Ergebnisse dieses Par
teitages größte Aufmerksamkeit darauf richten) daß die Lei
tungstätigkeit in a llen Verbänden eine schnelle und wirksame 
Verbesserung erfälu:t. 

Nur gefestigte Vorstands- und Sekretariatskollektive, die 
sich die Methoden einer beispielhaften Leitungstätigkeit z·u 
eigen machen, sind imstande, unsere steigende Mitverantwor
tung wahrzunehmen. Durch eine zielgerichtete Leitungstätig
keit unserer Vorstände müssen wir alle Voraussetzungen 
dafür schaffen, daß die Bereitschalt und Fähigkeit unserer 
Mitglieder, die auch hier auf dem Parteitag so überzeugend 
zum Ausdruck kam, diese Bereitschaft und Fähigkeit unserer 
Mitglieder zur Mitverantwortung zum Nutzen Wlserer Partei 
und der gesamten Gesellschaft sich voll auswirken 1{önnen. 

Dem Ziel und Inhalt nach richtet sich unsere Leitungstätig
~eit jetzt VOl" allem darauf, a11 unsere Freunde mit den weg
weisenden Aussagen 'unseres 11. Parteitages vertraut zu 
machen und den Geist, in dem wir hier unsere Bel'atungen 
geführ t haben, an sie alle weiterzugeben. Damit schaffen wir 
bei unseren Freunden die besten ideologischen Vorbedingun
gen für eine weitere schögferische Mitarbeit an der Lösung 
unserer volkswirtschaftlichen, staatlichen und kulturellen 
Aufgaben. 

Der 11. Parteitag unserer Christlich-Demokratischen Union 
erhielt sein besonderes Gepräge durch die Orientierung auf 
den 15. Gründungstag unserer Deutschen Demokratischen 
R epublil{. I n a 11 den Monaten, die unserem P arteitag voran
gingen, in unseren Jahreshauptversammlungen und Delegier· 
tenkonferenzen, in ungezählten Gesprächen mi tunseren 
Freunden und mit parteilosen Christen haben w ir das Be
kenntnis für unsere Republil{, ~u ihrer nationalen Roll oe, zu 
ihrer friedenssichernden und zukunftsbestimmenden Kraft in 
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Deutschland, zum sozialistischen Weg ihres gesellschaftlichen 
Fortschritts, zu unserer christlichen Verantwortung für ihr 
weiteres Wachsen und Gedeihen in den Vordergrund unserer 
politischen Arbeit gestellt. 

In den Programmen unserer Ortsgruppen und im Wett
bewerb unserer Partei verbände haben wir dieses Bekenntnis 
durch die Tat erhärtet. Gerade dadurcll konnten wir den Be
weis dafür erbringen, daß die christlichen Demokraten willens 
und imstande sind, die großen Aufgaben, die uns die Ge
meinsamkeit aller unter der Führung der Arbeiterklasse und 
ihrer Partei in der Nationalen Front vereinten demokrati
schen Kräfte aus der Gesamtverantwortung für unsere Re
publik erwachsen, erfolgreich zu erfüllen. 

So wurde dieser 11. Parteitag, getragen von der klaren poli
tischen ü!1erzeugung und den vielen guten Taten unserer 
Freunde, zum Höhepunkt und krönenden Abschluß der großen 
Anstrengungen unserer Partei bei der"'\vürdigen Vorbereitung 
des 15. Geburtstages unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates, 
des ersten deutschen Friedensstaates. . 

Unser Parteitag und seine Vorbereitung lieferten den Be
weis dafür, daß wir christlichen Demokraten in vollem Be
wußtsein unserer Verantwortung für den Frieden und für die 
friedliche Entv.ricklung unserer ganzen deutschen Nation han
deln, indem wir die richtigen Schlußfolgerungen aus der 
Bilanz der jüngsten Geschichte unseres Volkes gezogen haben. 

Vor wenigen Wochen erst hatten wir Anlaß, uns diese 
Lehren aus der Vergangenheit noch einmal eindringlich zu 
vergegenwärtigen. Ich meine den Tag, an dem vor 50 Jahren 
der erste Weltkrieg ausbrach, und dann den Tag, an dem vor 
25 Jahren die deutschen Faschisten unser Volk und die 
Menschheit in den zweiten Weltkrieg hineinstießen. Zweimal 
in diesem Jahrhundert haben sich die deutschen Imperia
listen, die Verderber unseres Volkes und die gefährlichsten 
Feinde des Friedens in Europa, mit der Blutschuld an Mil
lionen und Abermillionen Opfern ihrer wahnsinnigen Profit
und Eroberungspolitik beladen. Beide Male wollten sie unse
rem Volk einreden, seine besondere Sendung bestehe darin, 
andere Völker zu unterjochen. 

Nicht genug damit, müssen wh' heute feststellen, daß die
selben unheilvollen Kräfte in Westdeutschland wiederum ihre 
aggressiven . Pläne mit dem übelberüchtigten "Sendungsauf
ruf" motivieren. Als ihr oberster Sprecher erklärte bekannt
lich Herr Adenauer während einer Audienz bei Papst Johan
nes XXIII.: "Ich glaube, daß Gott dem deutschen Volk in den 
jetzigen stürmischen Zeitläuften eine besondere Aufgabe ge
geben hat; Hütelin zu sein für den Westen gegen jene mäch
tigen Einflüsse, die vom Osten h er auf uns eindringen." 

Alle diese immer wieder von Bonn in die Welt posaunten 
Töne vom "Bollwerk gegen den Kommunismus" sind in 
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Vlirklichkeit aber nur der Ausdrud;:: für die Eroberungs
absichten der Imperialisten und Militaristen. 

Vlir erklären dagegen: Die erste und wichtigste Aufgabe 
unseres Volkes nach zwei furchtbaren Weltkriegen ist die, 
endlich dafür zu sorgen, daß weder in unserer Zeit noch in 
Zukunft jemals mehr ein Krieg von deutschem Boden aus
gehen kann. 

Das ist die große und verpflichtende Lehre der Vergangen
heit. Sie zu beherzigen erfordert, in gemeinsamer Aktion 
aller demokratischen Volkskräfte unter der Führung der 
Arbeiterklasse alles für die Friedenssicherung in Deutschland 
zu tun, ein für allemal mit der Kriegs- und Revanchepolitik 
des deutschen Imperialismus Schluß zu machen und die Zu
kunft Deutschlands dort zu begründen, wo die Fähigkeiten 
lffiseres fleißigen, begabten und arbeitsamen Volkes sich im 
Kreise aller anderen friedliebenden Nationen frei und segens
reich entfalten können: nämlich auf dem Felde fliedlü:her 
Arbeit für die Wohlfahrt unserer Nation und für den Fort
schritt der ganzen Menschheit. 

Der erste Friedensstaat in der deutschen Geschichte hat 
auch den Kirchen die Möglichkeit eröffnet, ihre Vergangen
heit zu überdenken, zu bewältigen und das verhängnisvolle 
Bündnis mit den das Alte konservierenden gesellschaftlichen 
Krätten, das sie an der Katastrophe der bei den Weltkriege 
hat mitschuldig werden lassen, aufzulösen. Die auf unserem 
Parteitag mehrfach erwähnten Kanzelabkündigungen und 
Hirtenbriefe evangelischer Bischöfe zum 25. Jahrestag des Be
ginns des zweiten Weltkrieges beweisen dies vor allem dort, 
wo sie sich nicht auf einen Rückblick in die Vergangenheit 
beschränkten, sondern Lehren für die Gegenwart ziehen und 
die Christen auffordern, heute mehr zu tun, um den Frieden 
zu sichern. Dem thüringischen LandesbiSchof D. MOlitz Mit
zen heim gebührt das Verdienst, auf diesem Wege mutig und 
unbeirrbar vorangesclnitten zu sein. Wir sind ihm dafür von 
Herzen danl.:;:bar und ebenso für die guten Worte der Ermuti
gung und der Veroundenheit, mit denen er uns zu Beginn 
dieses Parteitages begrüßt hat. 

Wir christlichen Demokraten sind glücklich darüber; daß 
wir - getreu unserem Gründungsaufruf - tatluäftig mit
helfen konnten, dieses Neue in der Geschi-chte unseres Volkes 
mit unserer Deutschen Demokratischen Republik Wirklichkeit 
werden zu lassen. Wir sind uns dessen bewußt, daß wir 
gerade mit unserer Arbeit für die Deutsche Demokratische 
Republik die sichersten, ja die unerläßUchsten Vorbedingun
gen dafür schaffen, daß unsere Nation ihre zenh'ale Aufgabe 
- die Gewährleistung des Friedens im Herzen Europas - er
folgreich erfüllt. 

Unser 11. Parteitag hat deutlich erkennen lassen, welch 
großes Ansehen sich unsere Christlich-Demokratische Union 
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durch ihre Arbeit und durch ihre Leistungen erworben hat. 
Wir freuen uns von ganzem Herzen über die Anerkennung, 
die unserer Wirksamkeit hier durch die Partei der Arbeiter
klasse gezollt worden ist. Wir betrachten diese Anerkennung 
als Zeichen und Zeugnis dafür, daß wir im Recht waren, 
wenn wir unseren Mitgliedern und den parteilosen Christen 
in unserer Republik immer wieder sagten: 

Der PI~tz, den wir Christen in unserer neuen Ge:sellschaft 
einnehmen, und die Achtung, die uns von der ArbeIterklasse 
und ihrer Partei, von allen anderen humanistischen und 
demokratischen Kräften entgegengebracht wird, hängen ein
zig und allein davon ab, wie wir uns in unserer christlichen 
Verantwortung für den Frieden und für das gesellschaftliche 
Ganze dU1m die Tat bewähren. 

Daß die Partei der Arbeiterklasse, die füluende gesell
schaftliche Kraft unseres Staates und unserer ganzen Nation, 
unsere Christlich-Demokratische Union zu ihren Freunden 
rechnen kann und daß wir mit allen demokratischen Par
teien und Organisationen in kameradschaftlicher Verbunden
heit im Demokratischen Block und in der Nationalen Front 
vertrauensvoll und erfolgreich zusammenwirken, bestärkt 
uns in der Gewißheit, daß wir einen wichtigen Beitrag zw' 
Festigung der politisch-moralischen Einheit unserer Bevöl
kerung leisten konnten und daß wir in dieser Gemeinsam
keit über alle notwendigen Voraussetzungen verfügen, diesen 
Beitrag dm'ch unsere künftige Arbeit noch weiter zu erhöhen. 

Das Mehrparteiensystem, das auf dem XXII. Parteitag der 
KPdSU als ein schöpferischer Beitrag der Deutschen Demo
kratischen Republik zm' Weiterentwicklung des Marxismus
Leninismus gewürdigt wurde, hat sich während der nunmehr 
19 Jahre enger kameradschaftlicher Zusammenarbeit hervor
ragend bewährt. Noch auf der vor wenigen Tagen in Berlin 
durchgeführten Internationalen Wissenschaftlichen Session 
an läßlich des 100. Gründungstages der "Internationalen 
Arbeiterassoziation" erklärte Walter Ulbricht: "Diese gute 
Zusammenarbeit ist nicht nur in der Periode bis zum Sieg 
des Sozialismus notwendig, sondern auch in der folgenden 
Pet;ode des überganges zum Kommunismus," 

Die reichen und vielfältigen Erfahrungen der vergangenen 
Jahre haben alle Parteien gelehrt, daß sie der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands und ihrer Führung, dem Zentral
komitee mit dem Ersten Sekretär Waltet, Ulbricht an der 
Spitze, in höchstem Maße ihr · Vertrauen schenken dürfen. 
Dem Zentralkomitee der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch
lands sei auch an 'dieser Stelle noch einmal herzlich gedankt 
für das Grußschreiben an unseren 11. Parteitag, das uns 
Ansporn zu neuen Taten sein soll und sein wü·d. 

Im Verlaufe der gemeinsamen Anstrengungen in der Natio
nalen Front, im gegenseitigen Nehmen und Geben, hat sich 
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die Arbeit der einzelnen Blockparteien immer klarer und 
profilierter entwickelt, ist die Zusammenarbeit immer frucht
barer geworden und hat dadurch das Wachstum der politisch
moralischen Einheit uns.erer Bevölkerung, die wir heute mit 
Recht als eine unserer kostbarsten Errungenschaften bezeich
nen und die die größte Triebkraft unserer Entwicklung ist, 
weiter gesteigert. So ist die politisch-moralische Einheit in 
unserer Republik zum sicheren Garanten für den weiteren 
Aufbau unserer Republik als Bastion des Friedens und als 
Bannerträgerin der Zukunft unserer deutschen Nation ge
worden. 

Um so mehr fassen wir die Worte der Anerkennung und 
der herzlichen Freundschaft, die uns hier dm'ch das Mitglied 
des Politbüros des Zentralkomitees der Sozialistischen Ein
heitspartei Deutschlands, unseren Freund Hermann Matern, 
zuteil geworden sind, als Ansporn und Verpflichtung zu ge
steigerter Aktivität in der Nationalen Front des demokra
tischen Deutschland und zu neuen Anstrengungen für die 
Vollendung des sozialistischen Aufbaus in unserer Republik 
auf. Diese Versicherung soll gleichzeitig unseren herzlichste~ 
Dank für die warmen und weitreichenden Worte unseres 
Freundes Hermann Matern zum Ausdruck bringen. 

Es erfüllt uns mit Freude und Genugtuung, daß wir hier 
auf unserem Partei tag wiederum erleben durften, wie sehr 
sich in den letzten Jahren das Ansehen unserer Christlich
Demokratischen Union auch in kirchlichen Kreisen unserer 
Republik und unter den großen Schichten der parteilosen 
christlichen Bürger erhöht hat. Auch das ist kein Zufall. 

Unsere Pat'tei hatte recht, wenn sie sich schon vor langen · 
Jahren tür diese Politik der Gemeinsamkeit und des ver
trauensvollen Zusammenwirkens mit der Arbeiterklasse und 
ihrer Partei im Dienst an unserem Volke und an den huma
nistischen Zielen des Sozialismus entschied, wen~ sie diese 
unbeirrbare politische Haltung immer wieder den kirchlichen 
Amtstl'ägern und den parteilosen christlichen Bürgern un
seres Staates erläuterte und sie gegen mancherlei Unver
ständnis und gegen manche zeitweiligen Widerstände konse
quent beibehielt. 

Die Begegnung vorn 9. Februar 1961 in Berlin und die 
Unterredung am 18. August 1964 auf der Wartburg wären 
undenkbar gewesen, wenn nicht Hunderttausende Christen 
unserer Republik sich in ihrer politischen Haltung und ihren 
gesellschaftlichen Taten für die friedliche Politik unseres 
Staates und für die gemeinsame Arbeit aller Bürger am Auf
bau des Sozialismus entschieden hätten. Diese Entscheidung 
wiederum wurde politisch vorgezehchnet und beispielhaft 
praktiziert von den Mitgliedern unserer Partei. 

So haben wir einen wesentlichen Anteil daran, daß jene 
tragfähigen und in die Zukunft weisenden Voraussetzungen 
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geschaffen werden konnten, auf denen sich heute die mora
lisch-politische Einheit von Marxisten und Christen gestaltet 
und immer mehr festigt. Darin liegt die wichtigste Errungen
schaft unseres gemeinsamen Kampfes und zugleich der 
schönste Lohn für unsere eigene Arbeit, Diese Arbeit war oft 
nicht leidlt, und manche von uns wW'den ungeduldig. Heute 
aber trägt sie bereits reiche Früchte. Das erleichtert . uns die 
Fortsetzung dieser Arbeit, verpflichtet uns aber auch, weitere, 
größere Anstrengungen auf diesem Wege zu unternehmen. 

Das Ansehen unserer Christlich-Demokratischen Union ist 
aber auch bei den friedliebenden und verständigungsbereiten 
christlichen Bürgern in Westdeutschland gestiegen. Je mehr 
sich die nationale Autorität unserer Deutschen Demolcra
tischen Republik durch unsere Mitarbeit erhöht und je offen
sichtlicher sich das Kräfteverhältnis in Deutschland zu ihren 
Gunsten verschiebt, um so besser erkennen die christlichen 
Fl'iedenskräfte in Westdeutschland ihre Verantvlortung, den 
revanchistischen Kurs der Bonner Regierung zu ändern und 
die Politik der friedlichen Koexistenz auch in Deutschland 
durchzusetzen. 

Riel! auf unserem Parteitag wurde mit Recht davon ge
sprochen, daß der 13. August 1961 mit seinen Maßnahmen 
und die ihm folgenden Ereignisse den Prozeß der nationalen 
Besinnung und des Umdenkens in einsichtigen Kreisen der 
westdeutSichen Bevölkerung wie kein anderes Ereignis geför
dert haben. Der Abschluß des Freundschaftsvertrages zwi
schen der Deutschen Demokratischen Republik und der So
wjetunion hat das Seine dazu getan, einige in Westdeutsch
land noch bestehende Illusionen weiter zu überwinden und 
die reale Existenz der Deutschen Demokratischen Repubilk 
allen noch offenkundiger werden zu lassen. 

Die Vorschläge unserer Republik zur Minderung der Span
nungen in Deutschland und zur Herstellung eines Minimums 
an korrekten und normalen Beziehungen zwischen den deut
schen Staaten, zu ihrer sachlichen Zusammenarbeit im Inter
esse der Erhaltung des Friedens und im Dienste der Nation 
zeigen den westdeutschen nationaldenkenden Bürgern den 
Weg ihres Handeins. Das Wirken unserer Partei gibt den 
verantwortungsbewußten christlichen Fliedenskräften in der 
Bundesrepublik das Beispiel dafür, wie Christen an der Seite 
der Arbeiterklasse, in der vorwärtsschreitenden Gemeinschaft 
aller Demokraten ihrer nationalen Verantv,rortung im vollen 
Umfang gerecht werden können. 

Wir begrüßen, daß in Westdeutschland immer mehr Pfarrer 
die Notwendigkeit einer ech ten Bewältigung der Vergangen
heit erkennen, daß immer mehr zu der Einsicht gelangen, 
daß es heute um die Besei tigung des Hauptwiderspruchs zwi
schen den Kräften des Friedens und denen des Krieges geht. 
Die entscheidende Frage unserer Zeit kann nm' lauten: Ver-
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ständigung und Frieden gegen nukleare Aufrüstung und 
Atomkrieg. 

Vor wenigen Tagen erst haben eine große Anzahl evange
lischer Pfarrer in Westdeutschland in einer Erklärung gegen 
den Militärseelsorgevertrag Stellung genommen, von dem sie 
sehr richtig sagten, daß die evangelischen Kirchen in West
deutschland sich mit diesem Vertrag - wie es wörtlich heißt 
- "der Zumutung staats- und militärkirchlicher Willfährig
keit unterworfen" haben. "Die EKD", so heißt es weiter in 
der Erklärung, "steht vor der Wahl, entweder mit dem Mili
tärseelsorgeverh'ag eine schlimme Versammlung zu bleiben, 
die ihren Lohn dahin hat, oder aber ihren Pakt mit dem 
Militär zu kündigen und zu einem guten Gewissen und zu 
menschenfreundlichem Dienst zurückzukehren." 

Auch innerhalb des westdeutschen Katholizismus gibt es 
erfreuliche Anzeichen für eine Neubesinnung auf die Verant
wortung der Kirche für die Zusammenarbeit mit allen Men
schen guten Willens, deren Voraussetzung die Auflösung der 
Bindung der Kirche an die Kräfte des Krieges, an die Kräfte 
des Imperialismus ist. Der Jesuitenpater Mario von Ga1li, der 
1935 von den Faschisten aus Deutschland ausgewiesen wor
den war, sagte in seiner Ansprache auf dem Stuttgarter 
Katholikentag, daß eine Kirche, die eine "große politische 
Macht" darstellt, "die aufruft zu Kreuzzügen mit Schwertern 
und Kanonen oder gar Atombomben", mit Recht von der 
Welt abgelehnt werde. Es sei die Aufgabe der Katholiken, 
die Kirche darzustellen "als jene, die jeglichen hilft, als jene, 
die jeglichem guten Bestreben, das es gibt auf der Erde, die 
Hand reicht zum Bunde". Sie müsse hineingehen in die Welt 
und sich verschmelzen mit der neuen Zeit, mit der neuen 
Kultur und Gesellschaft. Nur so könne sie ihren von Gott 
gegebenen Auftrag erfüllen. 

Die Schlußfolgerungen aus dem allen zu ziehen ist natür
lich sache unserer westdeutschen Freunde selbst, ist Sache 
ihres eigenen Kampfes für eine Politik der Vernunft und des 
guten Willens, für schrittweise Annäherung und Verstän
digung zwischen den deutschen Staaten. Wir cllristlichen 
Demokraten werden auch in Zukunft alles tun, ihnen dabei 
zw' Seite zu stehen und ihnen durch neue Erfolge bei der 
Festigung unserer Republik star}~en Rückhalt im Ringen 
gegen die Politik der Unvernunft und des kalten Krieges 
zu schaffen. Darum sind wir auch froh darüber, daß christ
liche Bürger aus Westdeutschland an unserem 'Parteitag teil
nehmen, und wir danken ihnen herzlich dafür, daß sie un
serer Einladung gefolgt sinet und mit uns Gespräche führen. 

Von ganzem Herzen freuen wir uns auch darüber, daß die 
](ameradschaftlichen Bande, die uns mit unseren auslän
dischen Freunden verbinden, hier auf unserem Parteitag 
noch enger und fester geknüpft werden konnten. Daß so 
viele hervorragende Gäste aus dem Ausland unseren Bera-
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tungen beiwohnten und in unserer Diskussion auch das Wort 
ergriffen, ist für uns eine große Ehre und zeigt einmal mehr, 
daß unsere Christlich-Demokratische Union viel dazu bei
getragen hat, die solidarische Verbundenheit unseres Volkes 
mit den sozialistischen Brudervölkern zu vertiefen und die 
feste Kampfgemeinschait aller Kräfte, die für den Frieden 

. in der Welt und für die Erneuerung der menschlicl1en Ge
sellschaft eintreten, weiter zu stärken. 

Die Anerkennung, die unsere Arbeit bei allen diesen von 
uns so hochgeschätzten Freunden gefunden hat, bestätigt uns 
in der Erkenntnis, daß unser Weg richtig ist, und verpflichtet 
uns, ihn zum Wohle unseres Volkes und.des Friedens mit 
verdoppelter Anstrengung fortzusetzen, indem wir im Inter
esse unseres Volkes und der Völker EUl'opas handeln. 

Wir danken von Herzen den ausländischen Gästen für ihre 
Teilnahme an unserem Parteitag, für die fruchtbaren Ge
spräche, die wir mit ihnen führen konnten, und für die wert
vollen Anregungen, die uns ihre Sprecher in der Diskussion 
gegeben haben. Ebenso gilt unser herzlicher Dank den vielen 
ausländischen Freunden, die unserem Parteitag ihre Grüße 
und guten Wünsche geschickt haben. 

Dieser 11. P arteitag war der erste, den unsere Christlich
Demokratische Union in der neuen Etappe unserer gesell
schaftlichen Ennvicklung, in der Etappe des wnfassenden 
Aufbaus des Sozialismus, durchgeführt hat. Sie alle, liebe 
Freunde, werden mit mir darin übereinstimmen, daß dieser 
Parteitag uns eine klare Orientierung auf die jetzt in diesem 
bedeutsamen Abschnitt unserer sozialistischen Entwicldung 
von uns zu lösenden Aufgaben gibt. Im einzelnen sind diese 
Aufgaben in der Entschließung des Parteitages umrissen. 
Diese Entschließung und in Verbindung mit ihr die Referate 
unseres Parteitages - das sind die richtungweisenden Doku
mente, die den Inhal t und die Methoden unserer Arbeit in 
den kommenden Jahren, den entscheidenden Jahren im 
Kampf um die Vollendung des Sozialismus in unserer Repu
blik, bestimmen\werden. 

Das Ziel ist 'gewiesen, die Richtung ist festgelegt. Unser 
Parteit~ hat den Beweis dafür erbracht, daß unsere Clu~st
lich-Demokratische Union über alle Voraussetzungen verfugt, 
die neuen Aufgaben erfolgreich anzupacken und zu meistern. 

Bei dieser Arbeit werden wir uns leiten lassen von den 
verpflichtenden Worten unserer Entschließung: 
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"Den Grad der Bewährung unserer christlichen Existenz 
im Sozialismus und die Erfüllung des gesellschaftlichen 
Auftrages unserer Partei messen wir an dem Beitrag, den 
unsere FreWlde zw' StäJ:kung unserer Republik vollbringen, 
den sie zur Weiterentwicklung unserer nationalen Wirt
schaft, zur Vertiefung unserer umfassenden sozialistischen 
Demokratie, zur Entfaltung eines regen geistig-kulturellen 

'Tl 
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Lebens, zur Festigung der Gemeinschaft in der Nationalen 
Front leisten. Dw'ch unser gesellschaftliches Wirken bezeu
gen wir christlichen Demokraten unsere Verantwortung 
für den Frieden, für das Geschick des Nächsten, für die 
glückliche Zukunft u nserer Nation." 
In diesen Sätzen unserer Entschließung kennzeichnen wir 

noch einmal eindeutig die gesellschaftliche Rolle unserer 
Partei beim umfassenden und vollständigen Aufbau des 
Sozialismus und bei der Sicherung des Friedens. Die hier 
getroffenen Feststellungen sind eine logische Weiterentwick
lung der Erkenntnisse und Verpflichtungen, zu denen wir uns 
bereits auf den vorangegangenen Parteitagen unserer Christ
lich-Demokratischen Union klar bekannt haben. So schließt 
unser 11. Parteitag sich folgerichtig an die Kette der frü
heren Parteitage an. Alle die Erfahrungen, die wir damals 
bezeugten, alle die Leitsätze, die wir damals formuliert 
haben, sind seither dw'rn die Entwicklung ·im Grunde als 
richtig und zutreffend bestätigt worden. Das gilt insbesondere 
und in besonderer Weise für die Einschätzung der welt
politischen Lage und ihrer Entwicklung. 

Auf unserem 7. Parteitag im Jahre 195,f ging ich in meinem 
Referat davon aus, daß der geschichtliche Weg der Mensch
heit und das Leben der Völl<er in unseren Tagen von tief
gehenden Wandlungen beeinflußt werden. 

Seitdem sind genau zehn Jahre vergangen. Nach Ablauf 
dieses J ahrzehnts können wir im Blicl:;: auf die derzeit herr
schenden Tendenzen der internationalen Entwicklung fest
stellen, das unser damaliges Urteil über die gesellschaftHchen 
Wege der Menschheit in unserer Epoche völlig zutreffend war 
und daß sich heute bereits außerordentlich weittragende Er~ 
gebnisse jener geschichtlichen Wandlungsprozesse abzeichnen. 
Immer überzeugender geben die Völker klare und eindeutige 
Antworten auf die entscheidenden Grundfragen, die heute, 
in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts, von der Mensch
heft geklärt werden müssen: Auf die soziale Frage, auf die 
nationale Frage und vor allem auf die Frage des Friedens. 
Unter diesen Gesicl1tspunkten können wir für das Jahrzehnt 
zwischen unserem 7. und 11. Parteitag wichtige Verände
rungen feststellen. 

Unsere Epoche wird gekennzeichnet durch den weltweiten 
Übergang vom Kapitalismus zum Sozialismus. Die sozia
listische Völker- und Staatengemeinschaft, an deren Spitze 
die Sowjetunion als das stärkste und erfahrenste Land des 
Weltsozialismus steht, gewinnt nachweisbar immer mehr be
stimmenden Einfluß auf Inhalt und Richtung der internatio
nalen Entwicklung. Der Sozialismus übt auf die jungen 
Nationalstaaten in der Welt eine immer größere Anziehungs
kraft aus. Das Kräfteverhältnis in der Welt verändert sich 
dadulich immer deutlicher zugunsten des Friedens und des 
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Sozialismus. Ja, das Zeitalter des Imperialismus geht ein
deutig seinem unausweichlichen Ende entgegen. 

Im engen Zusammenhang damit steht das unwiderrufliche 
Ende der kolonialistischen Ära. Unter dem Ansturm der 
nationalen Be!reiungsbewegung der jungen Völker Asiens, 
Afrikas und Lateinamerikas 'werden die impe.rialistischen 
Kolonialmächte auch ihre letzten bisher noch behaupteten 
Positionen räumen müssen. Das bedeutet den endgültigen 
Sieg dieser Völker in ihrem schweren Kampf für Freiheit 
und Unabhängigkeit, &egen die Reste. de.~ Kolon.iali~mu~ und 
für die Festigung ihrer Staaten. Dabel ]wnnen SIe SIch Jeder
zeit auf die sozialistischen Staaten und so auch auf die Deut
sche Demokratische Republik stüt.zen. 

Das Vorbild der sozialistischen Staaten beweist ihnen, wie 
man ohne kapitalistische Sklavenhalter, gestützt auf die ei
gene Kraft und auf die Solidarität mit gleichgesinnten Völ
kern das schlimme Erbe der Vergangenheit überwinden und 
neue Wege der gesellschaftlichen Entwicklung zum Nutzen 
des Vollces und jedes einzelnen seiner Glieder beschreiten 
kann. Sie bieten ihnen in jeder Hinsicht das Beispiel für eine 
erfolgreiche Entwicklung im Zeichen des Ftiedens und der 
nationalen Unabhängigkeit, der Demokratie und des gesell
schaftlichen Fortschritts. 

Die Entwicklung und Festigung des sozialistischen Welt
systems und die Erweiterung der Front der Fi.iedenskräfte 
in allen Ländern auch in den noch kapitalistischen Staaten, 
berechtigen heut~ zu der Feststellung, daß schon jetzt bei 
zeitweiligem Fortbestehen des Imperialismus in einem Teil 
der Vtelt Kriege nicht mehr unvermeidbar sind. Der Friedens
wille und die Friedensaktionen der Völker, die sich auf die 
sozialistische Gemeinschaft stützen und auf die Politik der 
friedlichen Koexistenz der Sowjetunion fest verlassen kön
nen, sind heute imstande, den Ausbruch eines neuen Welt
krieges zu verhüten, 

Hinzu kommt die Tatsache, daß die Widersprüche in den 
kapitalistischen Staaten immer größer werden, wie die Ereig
nisse in der letzten Zeit - zum Beispiel der Streit in der 
Frage der EWG, die Gegensätze in der NATO, die Bezie
hungen zwischen Bonn und Paris, die Beziehungen zwischen 
Paris und den Vereinigten Staaten - deutlich beweisen. 

Es besteht alle Aussicht dafür, daß noch zu Lebzeiten un
serer Generation der Krieg überhaupt aus dem Leben der 
menschHchen Gesellschaft verbannt. wird. Nichtsdestoweniger 
gilt es weiterhin wachsam zu sein und sich der Tatsache be
wußt zu bleiben, daß eine potentielle Kriegsgefahr gegeben 
ist, solange der Impelialismus noch existiert. 

Mit der Deutschen Demokratischen Republik hat auch in 
Deutschland das Zeitalter des Sozialismus begonnen. Mehr 
denn je steht heute fest, daß dank der Existenz der Deut-: 
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sehen Demokratischen Republik und ihrer konsequenten 
Politik des Friedens, der Verständigung und der Völker
freundschaft, daß dank der großen schöpferischen Leistungen 
ihrer werktätigen Menschen Frieden und Sozialismus das 
Schicksal und die Zukunft der deutschen Nation bestimmen 
werden und nicht die Herrschaft imperialistismer Monopole 
und der Militarismus. 

Von Jahr zu Jahr hat sich klarer und überzeugender er
wiesen, daß unser Weg der lichtige ist, daß er zum Erfolg 
führt, daß er den Frieden sichert und daß er das Glück des 
Volkes bedeutet. Unsere Fi.'iedenspolitik wird immer mehr 
zum bestimmenden Faktor der Entwicklung in Deutschland. 

Mit aller Deutlichkeit zeigt die gegenwärtige Weltlage, daß 
wir uns in unserer Republik im Gleicl1schritt mit dem Gang 
der Weltgeschichte vonvärtsbewegen. Westdeutschland da
gegen mit der friedensfeindlichen und antikommunistischen 
P olitil< seiner Regierung ist hinter der Entwicklung in der 
Welt, hinter unserer Deutschen Demokratischen Republik um 
eine ganze historische Epoche zurückgeblieben. Aber die 
Bundesrepublik wird nicht für immer ein Vorposten des 
kalten Krieges und ein Naturschutzpark des Monopolkapita
lismus bleiben. 

Obwohl wir Westdeutschland so weit voraus sind und mit 
berechtigtem Stolz auf das blicken können, was wir erreicht 
haben, lassen wir uns dadurch nicht zur überheblichkeit 
gegenüber den Bürgern Westdeutschlands verführen. Wir 
bemühen uns weiterhin geduldig, sie durch unser Beispiel 
von der Richtigkeit unseres Weges zu überzeugen, damit sie 
selbst zu der Erkenntnis gelangen, daß es an der Zeit is1; sich 
der großen Entwicklung in der Welt durch eine radikale 
Änderung des Bonner Kurses aur eine Politik des Friedens 
und der Verständigung anzuschließen. 

Die Politik unserer Deutschen Demokratischen Republik 
hat eine klare und für jeden verständliche Perspektive; denn 
wir stehen auf der Seite des Fortschritts und haben den 
Bund mit der Zukunft geschlossen . Durch den am 12. Juni 
dieses Jahres in Moskau abgeschlossenen Freundschaftsver
tra~ haben wir uns mit der stärksten Macht des Friedens 
und des gesellschaftlichen Fortschritts in der Welt. mit dem 
Land der wahrhaft unbegrenzten Möglichkeiten, mi t der So
wjetunion verbündet. Dieser Vertrag erhöht die Kräfte un
serer Deutschen Demokratischen Republik, fördert das Ent
wicklungstempo des technischen Fortschritts, gewährt unserem 
Staat Sicherheit gegen alle Angriffe von außen und verstärkt 
in ausschlaggebendem Maße die nationale Geltung u.nd das 
internationale Ansehen unserer Republik. 

Wir können feststellen, daß unser Parteitag die friedens
sichernde und zukunftsgestaltende Bedeutung des Vertrages 
voll erkannt hat. Wir christlichen Demokraten werden alles 
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daransetzen, diesen Vertrag zu unserem Teil durch unsere 
Taten zu ratifizieren. 

Unsere Erfah.rung bestätigt uns in der Überzeugung, daß 
der Sozialismus die Ordnung des dauerhaften Friedens ist, 
daß er nur im Frieden umfassend errichtet und zum Siege 
geführt werden kann, daß von ihm der Friede ausgeht und 
daß er im Frieden, und nur im Frieden, triumphieren wird. 
Gerade deshalb haben wir christlichen Demokraten uns in 
unserem gesellschaftlichen Handeln mit allen Kr-äften dem 
Sozialismus verschrieben, weil er uns ermöglicht, das christ
liche Friedensethos nun endlich auch im gesellschaftlichen 
Raum vollgültig zu bezeugen und in die Wirklichkeit des 
gesellschaftlichen Lebens umzusetzen. Diese menschheitsbe
freiende Friedensmission des Sozialismus übt eine gewaltige 
Anziehungskraft auf die friedliebenden Massen aller Völker 
aus und läßt alle humanistisch gesinnten Kräfte in der Welt 
immer mehr zu Freunden und Bundesgendssen des Sozi.alis
mus und seines Ringens um den Frieden werden. 

Mit aller Entschiedenheit unterstützen wir deshalb die Be
strebungen, die darauf abzielen, die von der Politik der 
chinesischen Partei- und Staatsführung ausgehenden Gefahren 
abzuwenden und die Geschlossenheit des sozialistischen La
gers als eine der wichtigsten Errungenschaften des Kampfes 
aller fortschrittlichen Kräfte in der Welt zu stärken. Indem 
die- Führer c!er Kommunistischen Partei Chinas njcht nur die 
Politik der friedlichen Koexistenz ablehnen, sondern jetzt 
sogar Forderungen auf sowjetisches Staatsgebiet in einer 
Weise stellen, die geradezu einen Vergleich mit Bonns revan
chistischen Ansprüchen herausfordert, offenbaren sie ihre 
provokatorische, kriegstreibel;sche und in jeder Weise anti
kommunistische Politik, die große Gefahren für den Frieden 
in sich birgt. 

Auch wir Christen müssen uns mit diesen Vorgängen be
fassen. Wir sind als Christen an allem interessiert, was der 
Erhaltung des Friedens in der Welt dient Jeder Versuch 
aber, die Einmütigkeit der um Frieden und nationale Unab
hängigkeit kämpfenden Volks massen in der Welt zu hinter
treiben. jeder Versuch, die fühl"ende Stellung der Sow;et
union im sozialistischen Weltsystem zu untergraben, schwächt 
unweigerlich die Position des Weltfriedens und beeinträchtigt 
die Erfolgsaussichten unseres Ringens um eine dauerhafte 
Friedensordnung. Deshalb wenden wir uns gegen die aben
teuerliche Politik der Führer der Volksrepublik Chi.na. Darum 
vermehren wir unsere Anstrengungen zur endgültigen Durch
setzung der Politik der friedlichen Koex istenz. Deshalb unter
stützen wir die konsequente politische Linie der Sozialisti
schen Einheitspartei Deutschlands in diesen Fragen, die sich 
in voller übereinstimmung mit den I nteressen des Friedens 
und den Interessen der gesamten Nation befindet. 
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Die großen Wandlungen, die den Entwicklungsprozeß der 
Menschheit bestimmen, üben auch auf Gegenwart und Zu
kunft unseres Volkes einen tiefgreifenden Einfluß aus. Wie 
in der Welt, so ste;hen auch in Deutschland Friede und Fort
schritt, nationale und soziale Befreiung als Hauptforderungen 
unserer Epoche au.f der Tagesordnung. 

Bei uns in Deutschland ist die Notwendigkeit, diese Forde
rungen dUDchzusetzen, um so gebieterischer, als sie mit dem 
Hauptinhalt unserer nationalen Frage, der Sicherung des 
Friedens, unmittelbar zusammenfallen. Unabdingbar von der 
Geschichte geboten ist die Lösung des deutschen Problems 
im Sinne des Friedens. Unser nationales Verantwortungs
bewußtsein ruft uns, in diesem Sinne die Lehren aus der 
Vergangenheit unseres Volkes zu verwirklichen. Drei solche 
Lehren haben die letzten Jahrzehnte der deutschen Geschichte 
uns mit allem Nachdruch:: eingeprägt. 

Die er s teL ehr e besagt: Zwei Weltkriege haben die 
völlige Unfähigkeit und Untauglichkeit der deutschen Bour
geoisie bewiesen, die Interessen unserer Nation zu wahren 
und Deutschland zu führen. Zwei nationale Katastrophen in 
diesem Jahrhundert bedeuten eine einzige geschichtliche 
Bankrotterklärung der deutschen Großbourgeoisie. Nur unser 
Volk selbst ist imstande, sich eine glückliche Zukunft frei von 
Kriegen zu gestalten. Dazu bedarf es der Führung der 
Arbeiterklasse, die als einzige der gesellschaftlichen Haupt
kräfte in Deutschland die Prüfungen der Geschichte in Ehren 
bestanden und ihre Befähigung, an der Spitze der Nation für 
des Volkes wahres G lück zu sh·eiten, allseitig nachgewiesen 
hat. 

Die z w e i teL ehr e besagt: Die deutschen Imperialisten 
und Militaristen tragen die Hauptschuld am ersten und zwei
ten Weltkrieg. Von dieser Schuld können keine noch so gear
tete GeschIchtsfälschung und kein Entlastungsversuch, keine 
Schützenhilfe durch irgendwelche imperialistischen Alli ierten 
in anderen Ländern und auch kein "Wirtschaftswunder" in 
Westdeutschland sie reinwaschen. Die Entmachtung der Impe
rial isten und Militaristen ist und bleibt das oberste Gebot 
unserer nationalen Politik. 

Die d r i t teL ehr e besagt: Eine glückliche Zuh.-unft ist 
dem deutschen Volk nur im Zeichen friedlicher Arbeit, im 
Zeichen des Friedens und der Freundschaft mit allen Völkern 
verheißen. Mit Kriegspolitik und Revanchismus muß also ein 
für allemal Schluß gemacht werden. Unser nationales Leben 
ist auf der Grundlage einer konsequenten Friedenspolitik 
und einer von Grund auf veränderten gesellschaftlichen Ord
nung völlig neu zu gestalten. 

Nach der Befreiung unseres Landes vor nunmehr fast zwei 
Jahrzehnten stand vor unserem ganzen Volk die geschicht
liche Chance, diese Lehren aus der Vergangenheit zu beher-
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zigen, die damals sich abzeichnenden Möglichkeiten einer 
konsequenten demokratischen Erneuerung des gesellschaft
lichen Daseins der gesamten Nation umfassend zu nutzen und 
durch die Einheit aller demokratischen Volkskräfte den Weg 
in eine gänzlich neue Existenzform unseres nationalen Le
bens zu erschließen. Damals waren alle guten Deuts:hen 
gewillt, in diesem Sinne einen neuen Anfang zu machen und 
auf den Trümmern der Vergangenheit ein neues Deutschland 
zu errichten. Die alten Verderber Deutschlands haben aber 
in Westdeutschland das Volk erneut um seine Hoffnungen 
betrogen, haben dle Spaltung Deutschlands vollzogen und mit 
ihrel' reaktionären Politik, ihren Revanchegedanken, ihren 
Forderungen nach einer Revidierung der Ergebnisse des zwei
ten Weltkrieges und mit ihrem Verlangen narb Atomwaffen 
eine neue Kriegsgefahr heraufbeschworen. Ohne diese Leute 
könnte ganz Deutschland das einige und freie, demokratische 
und friedliche Vaterland unseres Volkes, ein nützliches und 
geachtetes Glied in der Gemeinschaft der friedliebenden 
Nationen sein. 

Wir im Osten Deutschlands sind den geschichtlichen Er
kenntnissen und politischen Vorsätzen des Jahres 1945 unbe
irrbar treu geblieben. Wir haben alles getan, um die Vel"
gangenheit zu bewältigen - nicht mit leeren Worten, sondern 
durch die Tat. 

Die Gründung unserer Deutschen Demokratischen Republik 
war die einzig mögliche und gültige Antwort unseres fried
liebenden Volkes auf die staatliche Wiederbelebung der impe
rialistischen Politik im Westen Deutschlands. Das entsprach 
auch der herangereiften Entwicklung, die darauf drängte. 
Aus dem Willen des Volkes geboren, den Gesetzen der gesell
schaftlichen Vorwärtsentwicklung folgend, den Interessen der 
ganzen Nation verpflichtet, ist unsere Deutsche Demokratische 
Republik die staatliche Verkörperung der Zukunftsgewißheit 
unseres ganzen Volkes. Sie ist zugleich die staatliche Gewähr 
fÜI" die Berechtigung des Vertrauens, das die anderen flied
lichen Völker in unser Volk setzen. Wer das begriffen hat, 
der weiß auch, daß die Gründung der Deutschen Demokra
tischen Republik nichts, aber auch gar nichts mit einer Ver
tiefung der deutschen Spaltung zu tun hatte. Die Spaltung 
Deutschlands war das Werk des deutschen Imperialismus. 
Die Gründung der Deutschen Demokratischen Republik aber 
war der erste und entscheidende Schritt zur überwindung 
der Herrschaft der deutschen Imperialisten in Westdeutsch
land und der von ihnen verursachten Spaltung, ZUl" Herstel
lung eines friedliebenden, demokratischen und einheitlichen 
deutschen Staates, der alle Voraussetzungen dafür bietet, das 
Schicksal unserer ganzen Nation zum Guten zu wenden. 

Worin liegt das Neue, das wir in und m~t unserer Republik 
errungen haben? 
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Unsere Republik hat an einem entscheidenden Frontab
schnitt der Auseinandersetzung um Krieg und Frieden in 
Europa mit Erfolg, mit großem Erfolg den ~"rieden verteidigt. 
Sie hat sich als Vorkämpferin des Friedenswillens aller guten 
Deutschen bewährt. Sie hat sich als ein wichtiger und uner
läßlicher Faktor zur Gewährleistung der Sicherheit im Herzen 
Europas erwiesen. 

Dieser erfolgreichen und erprobten Friedenspolitik unseres 
Staates wurde dill·ch die Anstrengungen unserer Werktätigen 
beim Aufbau des Sozialismus ein sicheres materielles Funda
ment verhehen. So wurde dle Deutsche Demokratische Repu
blik zum Schrittmacher der heute geschichtlich notwendigen 
Wandlungen in Deutschland, ·und so wurden wir alle zu 
wahren Pionieren unserer Nation. Unsere Republik sicherte 
unserem ganzen Volk die Möglichkeit, sich endgültig von der 
schmachvollen imperialistischen Vergangenheit, von der 
Schande Deutschlands abzukehren und den Anschluß an die 
gesellschaftlichen Erfordernisse der Gegenwart und der Zu
kunft zu finden. 

Einen solchen Staat, der den Weg in die Zukunft weiSt, 
brauchen wir Deutschen um so notwendiger, als in West
deutschland entgegen dem Willen des Volkes und im Wider
spruch zu den Friedenserwartungen der anderen Völker die 
Lehren der Geschichte mißachtet wurden. Dort wurde die 
Vergangenheit nicht bewältigt, sondern zu neuem, unheil
vollem Leben erweckt und zum gesellschaftlichen Hauptinhalt 
der Bonner Separatrepublik gemacht. Dort beherrschen die 
Verderber unserer Nation wiederum den Staat, die Wirtschaft, 
das politische und geistig-kulturelle Leben. Weil diese Kräfte 
alles tun. aus der Nachkriegszeit eine neue Vorkriegszeit wer
den zu lassen, entwickelte sich der westliche Teil Deutschlands 
zum Hauptherd der Kriegsgefahr in Europa. Die politische 
HauptverantwOl"tung für diese bedrohliche Entwicklung in 
Westdeutschland trägt die Führung der CDUjCSU. einer 
Partei, deren Politik weder mit dem Christentum noch mit 
der Demola"atie auch nur das geringste gemein hat. 

Die Führung der westdeutschen CDU/CSU belud sich mit 
der Schuld an der Spaltung unserer Nation. Adenauer war es, 
der 1954, fünf Jahre nach der Bildung des westdeutschen 
Separatstaates, dem damaligen französischen Botschafter 
Francois-Poncet gegenüber unverfroren erklärte: "Vergessen 
Sie bitte nicht, daß ich der einzige deutsche Kanzler bin, der 
die Einheit Ew"opas der Einheit seines eigenen Vaterlandes 
vorzieht!" 

Die Führung der westdeutschen CDU/CSU ist heute die ge
fährlichste politische Vertreterin des Revancheverlangens und 
der Atomrüstungspolitik der in Westdeutschland herrschenden 
Kreise. Sie arbeitet darauf hin, die Ergebnisse des zweiten 
Weltkrieges im Sinne der alten Ziele des deutschen Imperia
lismus und Militarismus zu revidieren und die Grenzen in 
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Europa zu ihren G1,lnsten zu verändern. Um diese Ziele zu 
verwirklichen, wollen die Machthaber in Bonn sich über die 
multilateraleAtomstreitmacht der NATO den Zugang :z.wn ame
rikanischen Kernwaffenpotential verschaffen oder aber durch 
die atomare Koproduktion mit Frankreich bzw. notfalls durch 
die Herstellung von Kern- und Raketenwaffen mit eigenen 
Mitteln, etwa in Südafrika, das entscheidende Faustpfand zm
Auslösung des dritten Weltkrieges in die Hand bekommen. 
Da die Bedenkenlosigkeit und die Maßlosigkeit des aggres
siven deutschen I mperialismus hinreichend bekannt sind, kann 
jeder ermessen, wie groß die Gefahr ist, die hier für unser 
Volk und für alle anderen Völker heraufziehen würde! 

Es gibt viele Bürger in Westdeutschland, die sich das nicht 
gern sagen lassen, weil sie in "Ruhe und Frieden" gelassen zu 
werden wünschen. Aber wir sind um der Wahrheit willen 
verpflichtet, sie immer wieder mi~ aller Deutlichkeit auf diese 
heraufziehenden Gefahren hinzuweisen und ihr Gewissen 
wachzurütteln, alle ihre Kräfte dagegen einzusetzen. 

Die Führung der westdeutschen CDUjCSU weiß sehr wohl, 
daß unser Volk ni~t gewiI1t ist, seine physische Existenz 
durch diese abenteuel'liche Politik aufs Spiel setzen zu lassen. 
Deswegen tut sie in ihrem Herrschaftsbereicil alles, 'Um das 
Friedensstreben der Bevölkerung abzulenken oder zu unter
drücken, die demokratischen F reiheiten abzubauen und den 
Kampf der Werktätigen um soziale Sicherheit und gesell
schaftlichen Fortschritt zu lähmen. Zur Rechtfertigung dieser 
antidemokratischen Politik scheuen sie sich nicht vor einer 
Verfälschung des Christentums. 

In welch unglaublichem Maße dort unser Glaube für Zwecke 
mißbraucht wird, die mit der christlichen Ethik absolut un
vereinbar sind, zeigte sich beispielsweise in einer Rundfunk
ansprache des Bonner CDU-Ministers Höcherl, der am 31. Ok
tober 1962, also ausgerechnet am Reformationstag, seinen 
Hörern verkündete: "Um die ErhaJtung und Fortentwicklung 
des Menschen gegen die Kräfte und Mächte der Finster nis 
stehen heute Demokratie und Kirche zusammen" - wobei 
Herr Höcherl natürlich den Begriff "Demokratie" mit dem 
Staat der Bonner Notstandsgesetzgeber und die "Kirchen" mit 
den vertraglid1 an den Bonner Staat gebundenen westdeut
schen Kirchenleitungen gleichsetzte und in diesem Sinne 
fortfuhr: "Im unermüdlichen. Wirken für die Grundlagen un
serer sittlichen Wertordnung" - sprich: für die kapitalistischen 
Verhältnisse in Westdeutschland und für das Streben der 
Bonner Regenten nach Atommacht - "erfüllen die Kirchen 
eine lebenswichtige Funktion in der Demokratie gerade auch 
in deren Lebenskampf mi t dem Osten." Ein solch schändlicher 
Mißbrauch des Christentums - und es gibt Tausende und aber 
Tausende Beispiele dafür - kann uns nur mit tiefer Empörung 
erfüllen! 

Die Führung der CDUjCSU ist schließlich der Hauptwider-
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sacher aller Bemühungen um Abrüstung und Friedenssiche
rung, um Annäherung und Verständigung in Deutschland. 
Weil sie die Macht der Kräfte des Friedens und des gesell
schaftlichen Fortschritts in einem demokratisch geeinten deut
schen Volksstaat fürchtet, verschanzt sich hinter der absurden 
Behauptung, daß die Deutsche Demokratische Republik für 
sie nicht existiere und auch für andere Länder nicht existieren 
dürfe. "Die Bundesregierung vertritt Deutschland, und sie 
vertritt es allein", erkühnte sich Erhard im März dieses Jahres 
in seiner Rede auf dem 12. Parteitag der West-CDU in Hanno
ver zu behaupten. Damit begründen die Bonner Ultras gegen 
alle Vernunft ihre Aggressionspläne und hintertreiben die 
Lösung der Deutschlandfrage, einen Atomwaffenverzicht und 
eine schrittweise Abrüstung. Stur und steif halten sie an der 
Politik des kalten Krieges fest, während er überall in der 
Welt abgebaut wird. 

Es kann nicht ausbleiben; daß Bonn mit einer solchen 
widersinnigen Politik immer mehl' in die Isolierung gerät. 
Weil es sich dem Streben unseres Volkes und der ganzen 
friedliebenden Menschheit nach friedlicher Koexistenz und 
gesichertem Frieden entgegensetzt, gerät es immer tiefer in 
Widerspruch zu den international dominierenden Entspan
nungstendenzen, zu den politischen Auffassungen und Forde
rungen der Mehrheit der eigenen Bevölkerung. Auch an dieser 
immer deutlicher werdenden natioI).alen Widersinnigkeit und 
historischen Perspektivlosigkeit der Bonner Politik wird klar 
e rsichtlich, daß die Deutsche Demokratische Republik das ge
sd1ichtlich Neue in Deutschland verkörpert, während in Bonn 
das Gestern in Deutschland noch immer lebt. Die Existenz URd 
die Politik unserer Republik sind der feste Damm gegen das 
Aggressionsstreben der westdeutschen Ultras, wie sich mit 
unseren Schutzmaßnahmen am 13. August 1961 so eindeutig 
erwiesen hat. Mit diesen Schutzmaßnahmen haben wi r den 
Frieden in Deutschland, den Frieden in der ganzen Welt ge
rettet. 

Viele Millionen Menschen haben das sofort richtig erkannt, 
und weiteren Millionen Menschen ist seitdem ebenfalls klar
geworden, vor welcher unabsehbaren Katastrophe sie durch 
unsere Sd1utzmaßnahmen in unserer Hauptstadt bewahrt ge
blieben sind, und wir dürfen überzeugt sein, daß die Geschknte 
dermaleinst davon künden wird, daß die Deutsche Demokra
tisd1e Republik am 13. August 1961 durch ihre entschlossenen 
Maßnahmen gegen die faschistischen Aggressionspläne Bonns 
an der Grenze gegenüber Westberlin ungeheure Blutopfer für"' 
alle Völker dieser Welt verhütet hat. 

Manche Besucher aus dem Westen glauben, uns empfehlen 
zu sollen, daß wir doch mit den Vertretern der Bonner Regie
rung nicht so hart ins Gericht gehen sollten, besonders dann, 
wenn es um die Anbahnung von Verhandlungen zwischen 
beiden deutschen Regierungen gehe, daß wir mit ihnen sanf
tere Worte austauschen mö0ten. 
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Die Volkskammer, der Staatsrat und die Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik haben über 160 Vor
schläge für Verhandlungen und Verständigung gemacht, die 
heute noch auf dem Tisch liegen. Bis zur Stunde aber hat die 
westdeutsche Regierung alle offiziellen Verhandlungen abge
lehnt, obwohl sie schon seit langem nicht umhin kann, immer 
weiteren Vereinbarungen zwischen unseren beiden Staaten 
zuzustimmen. Angesichts der Tatsache, daß Bonn seinen gegen 
unseren Staat gerichteten aggressiven Zielen weiter nachgeht, 
sind wir verpflichtet, die Wahrheit und nichts als die Wahrheit 
zu sagen. Was wäre unserem Volke erspart geblieben, wenn 
seinerzeit alle demokratischen Kräfte die Wahrheit über Hit
ler so ausgesprochen hätten, wie die Kommunistische Partei, 
wie das Thälmann und seine Mitstreiter taten, und diese 
Wahrheit durchgesetzt hätten in Deutschland zum Siege des 
Friedens! 

Wer die Grenzen des ehemaligen Deutschen Reiches von 
1937 fordert, wer die Deutsche Demokratische Republik und 
andere europäische Gebiete erobern will, wer aus diesem 
Grunde mit allen Tricks Atomwaffen verlangt - und ich 
könnte diese Aufzählung noch lange fortsetzen - , der muß 
sich auch gefallen lassen, als Friedensstörer und Aggressor 
bezeichnet zu werden, und das so lange, bis er von diesen 
Wahnsinnsplänen abläßt. Das verlangt unsere Wahrhaftigkeit. 

Wir christlichen Bürger der Deutschen Demokratischen Re
publik sind glücklich darüber, daß die erklärten Grundsätze 
der nationalen Politik unseres Staates vollauf mit der uns 
Christen gebotenen Friedensliebe und Verständigungsbereit
schaft übereinstimmen. Deshalb stellen wir diesem ersten 
deutschen Friedensstaat unsere ganze Kraft zur Verfügung, 
und deshalb können wir guten Gewissens die Frage beant
worten: "Wer ist heute ein guter Deutscher?" 

Ein guter Deutscher ist, wer heute alles dafür tut, daß nie 
wieder von deutschem Boden ein Krieg seinen Ausgang neh
men l{ann, der unserem eigenen Volk und anderen Völkern 
namenloses Leid bereiten würde. Jeder gute Deutsche ist heute 
gerufen, für eine Politik der Entspannung, der Abrüstung und 
Friedenssicherung, der Annäherung und Verständigung durch 
gleichberechtigte Verhandlungen zwischen beiden deutschen 
Staaten zu w irken. Unsere Republik hat allen guten Deutschen 
die nationale Alternative zur Bonner Kriegs- und Kata
strophenpolitik gewiesen. Diese Alternative ist enthalten in 
den drei Fragen, die WaIter Ulbricht in seinem Brief an Kanz
ler Erhard dem westdeutschen Kabinett, dem Bundestag und 
den Landtagen, allen gesellschaftlichen Organisationen in der 
Bundesrepublik, ja jedem westdeutschen Bürger gestellt hat. 
Diese Alternative drückt sich aus in der deutschen Friedens
doktrin, in unserem Siebenpunkteprogramm zur NOl'mali
siel'ung der Beziehungen zwischen den beiden deutschen 
Staaten sowie zwischen .der DDR und Westbel'lin, zur Siche
rung der friedlichen Koexistenz in Deutschland, und in den 
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Vorschlägen, die Walter Ulbricht in der Volkskammertagung 
am 1. September dieses Jahres erneut der westdeutschen Re
gierung und der Bevölkerung im Westen unterbreitet hat. 

Ein guter Deutscher ist, wer seine ganze Kraft dafür ein
setzt daß auch in Deutschland das neue Menschheitszeitalter 
des Friedens, der Freiheit, der Gleichheit, der Brüderlichkeit, 
der Menschlichkeit und sozialen Gerechtigkeit sich Bahn 
bricht unter dessen Vorzeichen sich unsere ganze Nat ion neu 
konsu'tuiert. Unsere Deutsche Demokratische Republik hat den 
Anfang damit gemacht, unser Volk aus dem Ein:flußbere~ch 
der Expansions- und Kriegspolitik des deutschen Imperia
lismus, aus den Fesseln der alten gesellschaftlichen Formation 
herauszulösen und damit jenen gesellschaftlichen Bewegungs
gesetzen, die heute die Hauptrichtung der Menschheitsent
wicklung vorzeichnen, auch auf deutschem Boden Geltung zu 
verschaffen. 

Daher gilt für die westdeutschen Patrioten die Erkenn tnis : 
Wer seinen Dienst an unserer Nation wirksam ausrichten will , 
muß mit der Deutschen Demokratischen Republik zusammen
gehen; denn sie ist die beste Garantie für die friedliche Zu
kunft des ganzen deutschen Volkes. Für uns Bürger der DDR 
gilt die Erkenntnis: Unsere Verbundenheit mit der Sache un
serer Nation erweist sich heute konkret in Taten für unsere 
Republik, für den umfassenden Aufbau des Sozialismus. S?l
che Leistungen sind der allein gültige Prüfstein dafür, inWIe
weit wir - ermutigend und beispielgebend auch für unsere 
westdeutschen Freunde - unserer nationalen Verantwortung 
und unserem Friedensauftrag gerecht werden. 

Wir alle wissen aus eigenen Erfahrungen, daß der Aufbau 
des Sozialismus eine recht komplizierte Angelegenheit ist. Wir 
haben erlebt und erleben immer wieder, daß er mancherlei 
zeitweilige Schwierigkeiten, mancherlei gesellschaftliche Pro
bleme mit sich bringt, ja, daß er für den einen und den anderen 
auch persönliche Konflikte und innere Widersprüche aufwer
fen kann. Zugleich aber haben wir immer wieder die Erfah
rung gemacht, daß die Schwierigkeiten und Konflikte sich in 
der täglichen Arbeit, im weiteren Vorwärtsschreiten lösen 
lassen. Entscheidend sind nicht die äußeren Widerstände und 
inneren Hemmnisse, entscheidend ist unsere große nationale 
Perspektive, entscheidend sind unsere Siegesgewißheit und die 
klare Orientierung. In der Bewährung an den Aufgaben des 
Heute die wir an den Möglichkeiten von morgen, an den Zu
kun&aussichten unserer Entwicklung messen, erblicken wir 
den Sinn unseres Lebens. 

In einer der Aussprachen, die wir in den vergangenen M?
naten in einer Zeit angespannter Diskussionen um dle 
geistigen Grundfragen, mit christ1~chen Künstl~rn und \yis
senschaftlern geführt haben, trat em Freund nut der AnSicht 
auf daß wir seit 1949 die Wurzeln und die Mitte unseres 
Lebens verloren hätten. Ich will in keiner Weise bezweifeln, 
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daß es vielen Freunden, die aus dem Bürgertum kamen, da
mals nicht leichtgefallen ist und manchmal auch heute nicht 
leichtfällt, die Vergangenheit zu überdenken, ihr eigenes Le
ben kritisch zu überprüfen und den richtigen Standort in un
serer rasch voranschreitenden gesellschaftlichen Entwicklung 
zu finden. 

Zu viele Belastungen aus der Geschichte waren zu überwin
den; zu viele Hypotheken der Vergangenheit waren abzu
tragen, zu viele überlieferte Vorstellungen waren kritisch 
zu sichten, als daß man trotz subjektiv besten Willens all 
dieser Freunde hätte erwarten können, daß sie sofort und in 
allen Fragen den i,nneren Anschluß an den revolutionären 
Prozeß der Erneuerung unseres Daseins hätten finden können 
und sich zu vollem Verständnis für das Wesen, für die Not
wendigkeit und für die Gesetzmäßigkeiten dieses Prozesses 
hätten durchringen können. Viele von ihnen hatten einst ge
glaubt, mit den alten Methoden und Gepflogenheiten der 
Weimarer Demokratie den Faschismus überwinden zu können. 
Wie sehr sie damit Schiffbruch erlitten hatten, war ihnen gar 
nicht einmal recht bewußt geworden. Deshalb wollten sie
wieder an Weimar anknüpfen und es nur diesmal ein biß
chen besser machen. Was sie aber nun erlebten, erschien ihnen 
so, als ob nicht nur um sie herum, sondern auch in ihnen 
selbst eine Welt zusammengebrochen sei, die ihnen bis dahin 
selbstverständliches Element ihres Lebens, ihrer Denkweise 
und ihrer Arbeit gewesen war. Sie fühlten sich innerlich ent-
wurzelt und geistig heimatlos, als sie "ihr Weimar" aufgeben 
soll ten. Tastend, suchend und ringend mußten sie versuchen 
ihre eigene Vergangenheit, die Vergangenheit ihrer Klasse, z~ 
bewältigen und sich zugleich zum Verständnis für die Gegen
wart mit ihrer zunächst verwirrenden VieHalt neuer Erschei
nungen, Probleme und Forderungen emporzuarbeiten. Diese 
notwendige soziale und geistige Neuorientierung stellte zwei-· 
fellos große Anforderungen an solche Freunde. 

Viele unter uns haben diese Geburtswehen einer neuen Per
sönlichkeitsb ildung an sich selbst oder an anderen erlebt. Sie 
wissen auch, wer uns dabei kameradschaftlich und zielwei
send zu Hilfe kam: es war die Arbeiterklasse es waren die
Vorkämpfer der Arbeiterbewegung, die schon i'n der Zeit der 
faschistischen Diktatur, zuvor bereits in der Zeit der Weima-· 
rer Republik, ja schon in den Jahren vor dem ersten Weltkrieg 
dem Imperialismus die Stirn geboten und ihJ' Leben für das 
Glück unseres Volkes eingesetzt haben. Ihr Leben war und ist 
bestimmt von dem Kampf gegen die Unterdrückung unseres 
Volkes, und es hat seine Mitte in der Sorge um den Frieden 
und in der Arbeit für eine gerechte, menschenwürdige Gesell
schaftsordnung. 

Es ist ein Glück für unser ganzes Volk, auch (ür die fort
schrittlich gesinnten demokratischen Kräfte aus dem deut
schen Bürgertum, daß nach der Befreiung unseres Landes. 
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diese humanistischen Lebensinhalte und Kampfziele der deut
,schen Arbeiterbewegung zu den Wurzeln der Politik und des 
Lebens unserer Deutschen Demokratischen Republik und zur 
Mitte des Lebens und des HandeIns ihrer Bürger · geworden 
sind. Wer will da über den "Verlust der Mitte" klagen? Wer 
ehrlich und gründlich mit sich zu Rate gegangen ist und das 
täglich tut und sich den Forderungen der Gegenwart stellt, 
-,.ver seinen Platz in der von der Arbeiterklasse festgegrün
deten und von allen demokratischen Kräften geschmiedeten 
politisch-moralischen Einheit unseres Volkes gefunden hat 
und am Aufbau des Sozialismus mitarbeitet, der hat - auch 
wenn er früher der Arbeiterklasse und ihrem politischen 
Kampf fernstand - sein Leben neu verwurzel!n und ihm 
endlich eine Mitte geben können, die ihm Kraft und seinem 
Leben Inhalt gibt, der Sinn hat, weil er im Humanismus, in 
der Menschlichkeit begründet ist. 

Wer' sich so für das Leben und für den Frieden, für die 
sozialistische Zu1mnft entschieden hat, der ist auch innerlkh 
gerüstet, tatkräftig mit anzupacken und mit ungeteilter Be
reitschaft und Aktivität dem Neuen vollends zum Durchbruch 
zu verhelfen. Dann wird er seiner persönlichen Verantwor
tung gerecht, dann kann er helfen, den Auftrag zu verwirk
lichen, den die Geschichte heute unserem Volke und uns 
Christen gestellt hat. Nur in verantwortlicher Arbeit für die 
Gesellschaft und damit für unser eigenes Wohl können wir 
den richtigen Gebrauch von der Freiheit machen, die der 
Sozialismus uns allen verliehen hat und die wir uns durch 
unsere Erfolge im Ringen um den Sieg des Sozialismus in 
unserem Lande erorbert haben. 

In dieser Feststellung scheint mir der eigentliche Kern des 
Freiheitsproblems zu liegen, über das in den letzten Monaten 
bei uns prinzipiell d iskutiert worden ist. Damit ist zugleich 
gesagt, daß man den Freiheitsbegriff niemals isoliert von 
seinen gesellschaftlichen Bezügen sehen, ihn nie auf den rein 
individuellen Bereich, das heißt den Egoismus, verkürzen 
kann. Dann kämen wir unweigerlirch in jenen bürgerlich-indi
viduellen Begriff von angeblich "absoluter Freiheit", die es zu 
l\einer Zeit in der Geschichte der Menschheit gegeben hat 
und geben kann, weil die Einzelpersönlichkeit stets in den 
Gesamtorganismus der Gesellschaft eingebettet und auf tau
sendfältige Weise wechselseitig mit ihrer Umwelt verHochten 
ist. 

Gerade im Charakter dieser Wechselbeziehungen zwischen 
Persönlichkeit und Gesellschaft aber schafft der Sozialismus 
eine qualitative Veränderung: Gab es Ln allen vorsozialisti
schen Formationen einen antagonistischen, innerhalb dieser 
Systeme unaufhebbaren Widerspruch zwischen der Struktur 
der Gesellschaft und den berechtigten Interessen der über
großen Mehrzahl der Individuen, so schafft der Sozialismus 
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erstmalig in der Geschichte der zivilisierten menschlirl1en 
Gesellschaft die sozialökonomischen Voraussetzungen dafür, 
daß die Gesamtrichtung und die grundsätzlichen ErtOl"der
nisse der gesellschaftlichen Entwicklung prinzipiell völlig mit 
den berechtigten Erwa{tungen und Lebensinteressen der ein
zelnen Persönlichkeit und der Kollektive übereinstimmen. 

Lassen Sie mim das am nächstliegenden Beispiel verdeut
lichen: Die Interessen aller Werktätigen - und sie stellen be
kanntlich auch in der kapitalistischen Gesellschaft die große 
Mehrheit der Bevölkerung dar - richten sich auf ein Leben 
ohne Ausbeutung und Not, ohne Unterdrückung und Krieg. 
Der Mechanismus der bürgerlichen Gesellschaft ~ber, die 
'Wirkungsweise der objektiven Gesetze der kapitalistischen 
Produktionsweise, die Grundstruktur aller gesellschaftlichen 
Lebensbereiche im Kapitalismus wirken der Dw"chsetzung 
dieser Lebensinteressen zwangsläufig entgegen. Von seiner 
Natur her beruht der Kapitalismus auf der Ausbeutung und 
Verelendung der Arbeiterklasse und aller anderen Werktä
tigen, auf der Unterdrückung der Mehrheit durch die Minder
heit, die den Krieg als ein selbstverständliches und unver
meidliches Mittel betrachtet, um die Gegensätze zum Austrag 
zu bringen. 

Anders im Sozialismus: Indem die Arbeiterklasse die poli
tische Macht ergreift, gemeinsam mit ihren Verbündeten die 
Produktionsverhältnisse der Ausbeutung und Unterdrückung 
beseitigt und an ihre Stelle Produktionsverhältnisse der 
kameradschaftlichen Zusammenarbeit und gegenseitigen Hilfe 
setzt, indem a lso der Grundtypus der ökonomischen, politi
schen und sozialen Struktur der Gesellschaft auf revolutio
näre Weise qualitativ verändert wird, werden auch die sozial
ökonomischen Voraussetzungen für die Freiheit des ganzen 
Volkes und für die freie Entfaltung jeder einzelnen P ersön
lichkeit, für die Ausrottung der sozialen Wurzeln von Not 
und Krie~, Cür die prinzipielle übereinstimmung und das 
harmonische Zusammenwirken von gesamtgesellschaftlichen 
und Einzelinteressen geschaffen. 

Daraus ergibt sich die Tatsache, daß wir nicht durch blo
ßes Gerede über Freiheit an si,ch und für sich, durch philo
sophische Diskussionen im luftleeren Raum, sondern nur 
durch die von uns selbst vorgenommene Umgestaltung un
serer gesellschaftlichen Verhältnisse - beginnend mit der 
umwälzenden Veränderung der Produktions- und Machtver
hältnisse - auf dem Boden des Sozialismus wahre Freiheit 
gewonnen haben und daß wir mit dem weiteren Voran
schreiten unserer sozialistischen Entwicklung immer bessere 
Möglichkeiten erhalten, diese Freiheit zum Vorteil der gan
zen Gesellschaft und zum Wohle jedes einzelnen zu entfalten 
und zu nutzen. Natürlich wissen wir, daß die Kirche an keine 
Gesellschaftsordnung gebunden ist. Trotzdem können wir 
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Christen der GesellsChaft, in der wir leben, nicht neutral oder 
teilnahmslos gegenüberstehen. 

Christ sein heißt für andere da sein. Wer im Kapitalismus 
für andere, für seinen Mitmenschen im weitesten Sinne leben 
will, der wird immer wieder mit der Gesellschaftsordnung in 
Konflikt kommen, deren Grundgesetz das Gegeneinander der 
Menschen ist, der wird als Christ also weithin gegen diese 
Gesellschaftsordnung leben müssen und, wie unter den Bedin
gungen des Faschismus, sogar sein Leben hingeben müssen. 

Im Sozialismus ist das ganz anders, weil der Sozialismus 
von seiner Grundslruktur her das Miteinander und Fürein
ander der Menschen fordert. In ihm braucht der christliche 
Glaube nicllt mehr im individuellen Raum zu verkümmern; 
er wird geradezu herausgefordert, sich in der Gesellschaft zu 
bewähren. Das macht das Christsein nicht "leichter"; auch 
geht die christliche Existenz dabei nicht in gesellschaitlichen 
Bezügen auf. Und doch öffnet die neue Gesellschaftsordnung 
dem Christen ganz neue Möglichkeiten zur Bewährung seines 
Glaubens, die er dankbar ergreifen kann und die in unserer 
Deutsdlen Demokratischen Republi~ Millionen Christen er
griffen haben. 

Die sozialistisdle Gesellsdlaft gewährleistet in vollem Maße 
die Freiheit des Glaubens und der persönlichen Gewissens
entscheidung, und gleichzeitig gibt sie uns Christen im Gegen
satz zur früheren Klassengesellschaft allen Raum;. unser 
Friedensstreben und unser Ringen um wahre Brüderlichkeit 
in voller übereinstimmung mit dem Wollen und Wirken aller 
anderen gesellschaftstragenden Kräfte in die Tat umzusetzen. 
In diesen entscheidenden Grundfragen stimmen die prak
tischen Schlußfolgerungen aus der christlichen Ethik weitest
gehend mit dem Wesen und dem Ziel der sozialistischen Ge
sellschaft überein. 

Der Vorsitzende des Staatsrates der DDR, Walter Ulbricht, 
brachte diese humanistische Gemeinsamkeit von Christen 
l.md Marxisten, aufbauend auf den Ergebnissen der zurück
liegenden Jahre gemeinsamer praktischer Arbeit, in jenem 
bekannten Gespräch vom 9. Februar 1961 auf die einleuch
tende kurze Formel: "Welche sind denn die einfachen Ideale 
und Ziele, die uns miteinander verbinden? Frieden und 
Menschlichkeit und gegenseitige Achtung, Glück und Wohl
stand der eh rlich arbeitenden Menschen, Glück der Familien 
und glückliche, an Körper und Seele gesunde Kinder - das 
ist es doch, was wir alle erstreben. Und hier", so sagte er 
weiter, "sehe ich zwischen Atheisten und Christen j<einerlei 
Anlaß zu Meinungsverschiedenheiten. Sie werden mir auch 
bestätigen, daß ein überzeugter Christ unseren 10 Grund
sätzen der sozialistischen Moral zustimmen und danach leben 
kann, ohne deshalb mit seinem christlichen Glauben in Kon
flikt zu kommen." Genau die gleiche Erfahrung, die aus den 
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v,'orten Walter Ulbrichts sprach, haben wil' Christen in den 
15' Jahren unserer Mitarbeit am demokratischen und soziali
slis,chen Aufbauwerk in unserer Republik sammeln können. 

Selbstverständlich kann und will auch niemand die tief
gehenden Unterschiede zwischen der materialistischen Philo
sophie und dem christlichen Glauben verwischen. Diese 
Unterschiede aber hindern uns nicht an der praktischen Zu
sammenarbeit mit unseren marxistischen Freunden und mit 
allen anderen humanistisch gesinnten Kräften. Ein Christ 
kann nicht teilnahmslos neben den Dingen dieser Welt her
leben und sich ihren Problemen verschließen, sich in das 
Gehäuse seiner privaten Innerlichkeit zurückziehen oder gar 
kleingläubig um den Bestand seiner Kirche oder um die Zu
lrunft seines Glaubens bangen. Eine solche Haltung ist dem 
Christen vom Evangelium ausdrücklich verwehrt. 

Tätige Förderung des Gemeinwohls und entscheidungsfreu
diges Eintreten für den Frieden im eigenen VolJ.::e ebenso wie 
zwischen den Völkern - das ist für den Christen die einzige 
Möglicl1keit, hier und heute seinen Glauben bewußt im Leben 
zu bezeugen, das Gebot der Nächstenliebe umfassend zu be
folgen und dem Frieden auf Erden den Weg zu bereiten. Dar
aus ergibt si<:?, daß im ökonomischen, im politischen, im kul
turellen Berelch die christlichen Bürger in voller Verantwor
tung und mit ganzer Kraft für illlsere sozialistische Republik 
wirken können, ja, daß sie gerufen sind, so zu handeln - ge
rufen von ihrem Gewissen her, das ihnen befiehlt, die ihnen 
gebotenen sittlichen Grundsätze im Dienst am Nächsten und 
am Frieden zu verwirklichen - gerufen aber auch von unse
re!ll Staa.t, der sie auffordert, mitzuplanen, mitzuarbeiten und 
mltzuregJeren. 

In unserer sozialistischen Ordnung haben wir Christen 
unseren sicheren und angesehenen Platz in der großen Ge
meinschaft unseres Volkes gefunden. Durch die Mitarbeit an 
der demokratischen und sozialistischen Umgestaltung unserer 
Gesellschaft sind wir hineingewachsen in die Gemeinsamkeit 
aller Bürger guten Willens. In fröhlicher und getroster Hin
gabe an die Arbeit für die Lösung der Aufgaben, die uns 
allen heute um den Frieden und unseres Volkes willen ge
stellt sind, haben wir den Weg in unsere neue, sozialistische 
Menschengemeinschaft beschritten. Unsere eigene Etiahrung 
aus dem täg1ichen Mittun bei dem Neuen das heute bei uns 
wächst und immer klarer Gestalt annim:nt, hat uns in der 
überzeugung bestärkt, daß wir im Hinblick auf den gesell
schaftlichen Auftrag, den wir als Christen zu erfüllen haben 
wie auch im Hinb1ick auf das Wohl der gesamten Gesell~ 
schaft recht daran tun, unserem sozialistischen Staat unsere 
Kraft zur Verfügung zu stellen. 

Durch diese praktische Bewährung unserer christlichen 
Existenz haben wir uns zugleich die Achtung und Anerken-
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nung unserer andersdenkenden Mitbürger erworben. Das Ver
trauensverhältnis, das auf diese Weise entstanden ist, fand 
seinen Ausdruck und seine Bestätigung in dem bekannten 
Gespräch unseres Staatsratsvorsitzenden mit Landesbischof 
Mitzenheim auf der Wartbw'g, bei dem Walter Ulbricht aus
drücklich hervorhob: "Die gemeinsame humanistische Ver
antwortung verbindet uns alle:' In diesem Zusammenhang 
unterstrich der ~orsitzende unseres Staatsrates: "Wir gehören 
verS"'..hiedenen Parteien an und haben in manchen Fragen 
unterschiedliche Meinungen. Aber in den Grundfragen, in den 
Fragen der Sicherung des Friedens, der humanistischen Ent
wicklung, der friedlichen Lösung der deutschen Frage und des 
Aufbaus des Sozialismus, sind wir uns einig. Das ist das. 
Positive. Dieses Positive findet u. a. seinen Ausdruck darin, 
daß wir hier so freundschaftlich auf der Wartburg beraten. 
Wir können also sagen, daß wir uns bemüht haben, eine Zu
sammenarbeit aller Bürger guten Willens zu elTeichen. Gibt 
es in manchen Fragen verschiedene Meinungen, so sprechen 
wir darüber, klären die Fragen und verständigen uns. WiI~ 
haben jedenfalls bewiesen, daß nicht nur fünf Parteien, son
dern auch Menschen mit verschiedenen Weltanschauungen 
zusammenarbeiten können. Das ist das Wichtigste." 

Diese bedeutsamen Aussagen Walter Ulbrichts stimmen 
überein mit unseren eigenen Auffassungen und Erfahrungen. 
Ja, in den entscheidenden Fragen unserer Zeit - ~ der Be
wahrung des Friedens, im Wirken für sozialgerechte Gesell
schaftszustände und in der friedlichen Lösung der Lebens
frage unserer Nation - sind Marxisten und Christen eines 
Sinnes. Deswegen wirken sie vereint für den umfassenden 
Aufbau des SoziaJismus. Diese Gemeinsamkeit war das Unter
pfand unserer bisherigen Erfolge, und sie hat ihre geschicht
liche Bewährungsprobe bestanden, und wir werden sie auch 
als eine der kostbarsten Errungenschaften für alle Zukunft 
bewahren. 

Der Soziaiismus gereicht jedem Bürger zum Nutzen und 
beaucht die Mitarbeit eines jeden Bürgers - ungeachtet seiner 
sozialen Herkunft, seines Glaubensbekenntnisses oder seiner 
weltanschaulichen Haltung. Dadurch zeichnet sich der SOzia
lismus vor allen bisher bekannten Systemen aus. Gerade in 
dieser Einbeziehung des ganzen Volkes in den Aufbau der 
neuen Gesellschaft und in die tätige Mitverantwortung für 
das Gemeinwohl erweist sich die geschichtliche Mission der 
Arbeiterklasse. Sie ist historisch berufen, mit ihrer eigenen 
Befreiung auf der Grundlage der von ihr erarbeiteten wis
senschaftlichen Konzeption zugleich die Befreiung der gesam
ten Gesellschaft zu vollziehen. 

Auch die Kirchen werden im Sozialismus endlich frei von 
den Lasten der Vergangenheit, frei von den Bindungen an 
überholte gesellschaftliche Zustände illld Einrichtungen, frei 
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von den geschichtlichen Hypotheken des konstantinischen 
Zeitalters, von der Koppelung an staatliche Gewalten, die das 
Christentum für die Rechtfertigung ihrer widerchristlichen 
Politik mißbrauchten und die Kirchen in ihren Dienst stell
ten. Der Sozialismus schafft die gesellschaftlichen Vorausset
zungen dafür, daß die Kirchen auf neue Weise ihren Dienst 
am Menschen und am Frieden tun können, und er befreit uns 
Christen dazu, alle unsere Kraft der MitaI:beit am Aufbau 
einer menschenwürdigen Ordnung und einer dauerhaften 
Friedensordnung zu geben. 

Diese Erkenntnisse greifen in den christlichen Kreisen unse
rer Bevölkerung, auch unter den Geistlichen und bei den 
Kirchenleitungen, immer weiter um sich und haben gerade in 
den letzten Jahren zu wachsenden Erfolgen bei der verant
wortlichen Einbeziehung christlicher Bürger in die Mitgestal
tung unseres wirtschaftlichen, staatlichen und kulturellen 
Lebens geführt. Natürlich lwstete es manchen Kampf, manche 
harte Selbstprüfung, manche prinzipielle Diskussion mit rück
wärtsgewandten Kräften in unseren eigenen Kirchen, bis die 
große Mehrzahl der Christen in unserer Republik sich diesem 
Neuen, dieser Zukunft erschlossen hatte. Aber recht betracll
tet, reduzieren sich doch die Hindernisse und Bedenken ihrem 
Grunde nach auf überreste bürgerlichen Denkens, Fühlens 
und Verhaltens. Demselben Gedanken verlieh der Vorsitzende 
des Staatsrates in dem Gespräch vom 9. Februar 1961 Aus
druck, als er sagte: "Ein Christ, der seine humanistischen 
und sozialen Ideale ernst nimmt, der seinen Kopf freimacht 
vor Vorurteilen und dem Ballast einer toten Vergangenheit, 
sollte eigentlich gar nicht anders können, als sich mit dem 
Sozialismus zu vereinen." 

Weil die große Mehrheit der christlichen Bürger unserer 
Republik entscheidungsfreudig und v~rantwortungsbewußt 
für Frieden und Sozialismus arbeitet, konnten auch die Be
ziehungen der Kirchenleitungen zu unseren staatlichen Orga
nen Schlitt für Schritt verbessert werden. Unter dem Ein
drucl< der poli tischen Entwicklung hat in den kirchenleitenden 
Kreisen, vor allem auch nachdem der Einfluß der NATO
gebundenen westdeutschen kirchlichen Kreise mehr und mehr 
zum Erliegen gekommen ist, immer weiter die Erkenntnis 
Platz gegriffen, daß die Zeit heramtereift ist, Schlußfolgerun
gen aus der neuen Lage in Deutschland, aus der zunehmen
den inneren Stabilisierung: unserer Republik und aus den 
zahlreichen beispielgebenden Leistungen ungezählter christ
licher Bürger bei der praktischen Arbeit für unseren Frie
densstaat zu ziehen. . 

Immer wieder haben in den letzten Jahren die mit dem 
Bonner Staat und der NATO verflochtenen Kreise aus west
deutschen und Westbel'liner Kirchenleitungen versucht, diesen 
Prozeß des Umdenkens und der Neubesinnung zu behindern. 
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Es gereicht der Mehrzahl der Kirchenleitungen und der Geist
lichen in der DDR zur Ehre, daß sie si·ch durch solche "ge
samtdeutschen" Anmaßungen kirchliche!' Handlanger des kal
ten Krieges nicht länger beeinflussen lassen, sondern ange
sichts der realen Situation in der Deutschen Demokratischen 
Republik, unter dem Eindruck der wachsen~en Erfolg~. unser~r 
Friedens- und Verständigungs politik, der immer schoner r ei
fenden Früchte unseres sozialistisChen Aufbaus ihr Verhält
nis zu unserer Republik neu überdacht und in gutem Sinne 
geordnet haben. 

Wir begrüßen alle Ansätze und Anzeichen für diesen Pro
zeß des Umdenl<:ens in den kirchenleitenden Kreisen und 
werden - gerade auch unter dem Eindruck des Gesprächs 
vom IB. August auf der Wartburg - alles daranzusetzen, ihn 
weiter zu fördern. Dadurch werden wir den bedeutenden Er
folcren die wir dank der aufklärenden und bewußtseinsbil
de~de~ A1·beit unserer Partei in der Nationalen Front auf 
diesem Gebiet während der let~ten Jahre erreichen konnten, 
auch künftig neue Ergebnisse im Interesse unserer ~anzen 
Gesellschart und nicht zuletzt zum Wohle unserer KIflch~n 
hinzufügen l<:Önnen. So werden wir daeu beitragen, daß dIe 
Christen und die Kirchen immer besser ihren Platz in unserer 
heutigen Ordnung und in einem künftigen friedliebenden, 
demokratischen und sozialistischen deutschen Staat finden, 
den Platz, den sie bereits heute durch ihre Entscheidung, ihre 
Verantwortung und ihr Handeln bestimmen. 

Die gesellschaftliche Neuorientierung der Christen in unse
r em Arbeiter-und-Bauern-Staat und die freie Entfaltung der 
christlichen Existenz im Sozialismus münden folgeri-chtig in 
die gleichberechtigte und schöpferische Mitarb~it und Mit
verantwortuna bei der Lösung aller Fragen, dIe unsere ge
sellschaftliche'" Entwicklung aufwirft. Das Wesen dieser Mit
verantwortung hat schon vor mehr als 20 Jahren Pater Alfred 
Delp mit den Worten vorgezeichnet: "No~ etwas wi~sen ",:on 
Christus und Christ sein wollen, das heIßt heute, mnerhch 
bereit sein müssen, die Verantwortung für das Ganze auf sich 
zu nehmen." 

In dieser Verantwortung für das gesellschaftliche Ganze 
formen sich das gesellschaftliche Profil und die gesellschaft
liche Perspektive unserer Partei. Dadurch, daß wir uns in der 
Nationalen Front um die übereinstimmenden Anliegen aller 
gesellschaftlichen Kräfte, aller un~erer Bür~er .kümmern und 
verantwortlich an ihrer Verwirklichung mltwn·ken, nehmen 
wir gleichzeitig die berechtigten Interessen der christlichen 
Bürger am besten wahr. Damit u!1terstütze~ ",:vir a~ erfolg
reichsten die Arbeiterklasse und Ihre Partel 1m Rmgen um 
Sozialismus und Frieden, und damit leisten wir gleichzeitig 
den erfolgreichsten gesellschaftlichen Beitrag zur Ausformung 
der christlichen Existenz im Sozialismus. Durch dieses Selbst-

31 



I 
verständnis ihres Wesens und des gesellschaftlichen Auftrags 
ihrer Arbeit unterscheidet unsere Partei sich ihrem Grund
charakter nach und in ihrer gesellschaftlichen Rolle von allen 
früheren und jetzigen "christlichen Parteien" in der bürger
lichen Gesellschaft. 

Diese "christlichen ParteienC
' gingen und gehen stets 'von 

der Vorstellung aus, daß die Christen und die Kirchen ihre 
angeblichen "spezifischen Interessen" gegen den "Säkularisie
rungsprozeß der modernen Gesellschaft" mehr oder weniger 
apologetisch zu verteidigen oder um die Behauptung und Er
weiterung ihres Einflußbereiches im politischen Raum zu 
kämpfen hätten. Wir dagegen sind der überzeugung, daß 
diese Verzerrung des gesellschaftlichen Auftrags des Christen 
der Sendung der Kirche widerspricht. In einer Zeit, da di.e 
Geschichte uns zwingt, Schlußfolgerungen aus der Vergangen
heit zu ziehen und an der Verwirklichung der großen Hoff
nungen unserer Zeit, am Triwnph des Friedens und des 
Sozialismus verantwortungsbewußt mitzuwjrken, können wir 
nicht anders, als uns an die Seite jener gesellschaftlichen 
Kräfte zu stellen, die das Neue auf ihre Fahnen geschrieben 
haben und gleich uns für des Menschen wahres Wohl wirken 
wollen. 

Gerade diese Tatsache, daß wir in unserer Partei - aus
gehend von unserem Grundungsaufruf - die richtigen Konse
q~enzen aus den Lehren der Geschichte, aus den Erforder
mssen der Gegenwart und aus den gesellschaftlichen Verhei
ßungen der Zukunft gezogen haben, unterscheidet uns 
prinzipiell und qualitativ von der Adenauer-Partei deren
Führung auf Reaktion und Krieg eingeschworen ist ~nd be
freit uns zu echtem Dienst an unserem Volk, zu ech'tem poli
tischem Dienst auch an den christlichen Bürgern unseres 
Staates. Eben auf Grund dieser prinzipiellen Entscheidungen 
für das Neue, für das Leben und die Zukunft unseres Volkes 
sind wir imstande, die Grundgedanken unseres Gründungs
aufrufes zu verwirklichen, und waren wir in der Lage, wie 
es in diesem Gründungsauhuf heißt, "den Weg der Sühne, 
den Weg der Wiedergeburt" zu gehen, während demgegen
üb~r alle dem Wortlaut nach positiven, gesel1schaftlkh dem 
Frteden verpflichteten und in eine Zukunft der sozialen Ge
rechtigkeit weisenden Elemente und Ansatzpunkte aus den 
Gründungsdokumenten der westdeutschen CDUjCSU auf dem 
Papier stehen blieben, in der gesellschaftlichen Wirklichkeit 
der restaurierten Diktatur des Finanzkapitals und der Hitler
generale erstickt wurden und diese Partei sich zum Sammel
becken der Atomrüstungs- und Revanchehetzer entwickelte. 

Aus diesem Vergleich geht unwiderleglich hervor: Christ
liches Friedenszeugnis, die Bereitschaft des Christen zu täti
gem Einstehen für seinen Menschenbruder, die gesellschaft
liche Verpflichtung des Christen auf den Dienst für das Wohl 
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des Volkes, in das er hineingestellt ist, kirchliche Absage an 
die Vergangenheit, die sich mit der I-linwendung zu den 
Pl'oblemen der Gegenwart unp zu den Aufgaben der Zukunft 
verbindet - alle diese Absichten und Ziele können ihre Ver
wirklichung nur finden, wenn die verantwortungs bewußten 
Christen sich fest an die Seite der Arbeiterklasse und in die 
Gemeinschaft aller anderen demol.:::ratischen Kräfte stellen, 
wenn sie daran mitarbeiten, die gesellschaftlichen Voraus
setzungen für eine dauerhafte Friedensordnung zu schaffen. 

Die katholischen Christen in unserer Republik haben für 
diese Zusammenarbeit eine Ermutigung auch in der Enzyklika 
Johannes XXIII. "Pacem in terris" erhalten. Darin forderte 
der Papst die Katholiken auf: " . . . Sie sollen aber auch andere 
Auffassungen mit dem gebührenden Wohlwollen prüfen. Sie 
sollen nicht überall nur auf ihr eigenes Interesse schauen, 
vielmehr bereit sein) in ehrlicher Zusammenarbeit dort mit
zuwirken, wo es um etwas geht, was seiner Natur nach gut 
ist oder zum Guten führen kann." 

Bei den katholischen Geistlichen haben wir allerdings in 
unserer Republik eine Entwicklung zu verzeichnen, die zwar 
auf der einen Seite ein wachsendes Interesse an unseren ge
sellschaftlichen Problemen erkennen läßt, zum anderen aber 
eine Reserve zeigt, die oft in Widerspruch zu ihren eigenen 
"Überlegungen steht. Sie sehen, daß die katholischen Bürger 
inmitten unserer Gesellschaft leben, an ihr Anteil nehmen, 
vorbildlich mitarbeiten und darüber auch in den Pfarrgemein
den diskutieren. Die Zusammenarbeit zwischen der evangeli
schen Kirche und unserem Staat hat heute einen solchen Grad 
erreicht daß immer öfter dort die Frage laut wird, was 
eigent1i~ eine ähnliche Entwicklung auch der katholischen 
Kirche hindere. Ja, liebe Freunde, wir bedauern diese Zur4ck
haltung der katholischen Geistlichen, und wir meinen, daß 
jene Katholiken recht haben, die in dieser Isolierung eine 
bedauerliche Entwicklung, einen bedauerlichen Zustand sehen. 
Wir würden es begrüßen) wenn auf den Tagungen der Natio
nalen Front oder bei anderen Gelegenheiten die Auffassungen 
der katholischen Priester genauso dargelegt würden wie die 
Auffassungen vieler evangelischer Pfarrer und wenn wir auf 
diese Weise in den Fragen der Verteidigung des Friedens und 
der Zusammenarbeit - so wie es die Enzyklika fordert -
vorankommen könnten. Ganz sicher haben diejenigen unrecht, 
die den Priestern und den l\:atholischen Bischöfen ein "über
wintern" empfehlen. Aber müssen wirklich erst Jahre oder 
Jahrzehnte vergehen, bis dann auch in diesen Kreisen die glei
chen Auffassungen Platz greifen, die heute schon unter den 
evangelischen Pfarrern und den evangelischen Kirchenleitun
gen sich durchgesetzt haben? ' 

Die CDU hat all die Jahre hindurch ihr Ziel nie aus dem 
Auge verloren. Sie hat in der Nationalen Front einen prinzi-
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piellen Kampf für Frieden, Demokratie und Sozialismus ge
rührt. Sie hat dabei die ideologische und die praktische 
gesellschaftliche Arbeit stets eng miteinander verbunden. Das 
erbrachte ihr einen unbestreitbaren Anteil an den Erfolgen 
unserer Republik in Industrie und Landwirtschaft, in Wis
senschaft, Kunst und Kultur. Unser Parteitag hat mit seinen 
Beiträgen beweiskräftig Zeugnis dafür abgelegt. Diese Arbeit 
hat nicht nur die Theorie, daß der Christ bei uns ein .. Bürger 
zweiter Klasse" sei, endgültig zerstört, sondern die politisch
moralische Einheit, die Zusammenarbeit und das Vertrauen 
zwischen Christen und Marxiste~in beglücJ,;:ender Weise ge
stärltt. 

Dadurch hat die CDU immer neue Freunde gerade auch in 
kirchlichen Kreisen gewonnen, die unsere Arbeit nicht nur 
anerkennen, sondern heute mit uns gegen die größte Ge[ähr
dung des Friedens, gegen den westdeutschen Revanchismus 
auftreten. 

In diesem Zusammenhang sind in katholischen und evan
gelischen kirchlichen Kreisen zuweilen der Charakter und die 
Aufgaben unserer Partei diskutiert worden. Selbst dort, wo 
man sich früher mit der CDU nicht unbedingt in klärende 
Gespräche einlassen wollte, werden heute in sachlicher Art 
viele Fragen gestellt, zu denen Sie mir zum Schluß noch einige 
Bemerkungen gestatten: 

Die CDU ist entstanden als eine antifaschistisch-demokra
tische Partei kleinbürgerlichen Charakters, der durch das 
soziale Herkommen ihrer Mitglieder, ihre Lebensauffassungen 
und nicht zuletzt dul'Ch ihre Traditionen bestimmt wurde. Das 
im Gründungsaufruf dargelegte Bekenntnis zu einer neuen 
Demokratie allerdings öffnete - in übereinstimm\,\ng mit 
dem VliIlen der Massen zur Gründungszeit - schon damals 
den Weg in die Zukunft. Auf diesem Wege ist unsere Partei 
gewachsen. Als treuer Bundesgenosse der Arbeiterklasse beim 
Aufbau des Sozialismus ist sie zu einer demolu'atischen Par
tei geworden. die als fester Bestandteil der Nationalen Front 
den Soziatismus auf ihre Fahnen geschrieben hat. 

Mit dem Gründungsaufruf war der Wille verbunden, die 
richtigen Schlußfolgerungen aus der deutschen Geschichte zu 
ziehen und die kapitalistische Gesellschaft, dje mit ihrem 
Offenbarungseid 1945 ihre Unfähigkeit, Deutschland zu regie
ren, bewiesen hatte, endgültig zu überwinden. Gleichzeitig 
aber mußten auch die kirchlichen Fehlentscheidungen der 
Vergangenheit überprüft, richtige Konsequenzen gezogen und 
der Ballast der konstantinischen Zeit endgültig über Bord 
geworfen werden. Daß wir uns hierbei auf die großen Tradi
tionen fortschrittlicher Chlisten in der Vergangenheit und vor 
allem auf das Vermächtnis der christlichen Kämpfer des 
antifaschistischen Widerstandes stützen konnten, war uns 
eine große Hilfe und ist uns Verpflichtung für alle Zukunft. 
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Klarheit besteht aber darüber, daß die Bewältigung der kir
chenpolitischen Vergangenheit natürlich in erster Linie Ange
legenheit und Aufgabe der Kirchen selbst ist. 

Die CDU ist l{eine Part.ei einer Kirche oder gewissermaßen 
als deren politische Sektion tätig. Die Aufgaben der Kirchen 
sind anderer Art als die einer politisct1en Partei, in der Chri
sten sich zu bewußter gesellschaftlicher Tätigkeit zusammen
schließen. Wir sind auch nicht Schiedsrichter in theologischen 
Fragen. Für uns ist entscheidend, welche' gesellschaftlichen 
und politischen Schlußfolgerungen von jedem einzelnen 
Unionsfreund gezogen werden. 

Unsere Mitglieder gehören verschiedenen Konfessionen an 
und haben darüber hinaus vielfach auch unterschiedliche 
theologische Auffassungen. Ich wiederhole: darüber zu urtei
len, ob sie richtig sind, kann niemals Aufgabe der Partei 
sein. Aber sie alle - ob sie nun Barthianer, Liberale, An
hänger Bultmanns oder Anhänger einer anderen Schule, ob 
sie Neothomisten sein mögen oder sich zu einer unserel' Frei
kirchen bekennen - sie alle eint der Wille, in christlicher 
Verantwortung an der Entwicklung unseres Staates, seiner 
Friedenspolitik und am Aufbau des Sozialismus mitzuwirken. 

Selbstverständlich sind Mitglieder der CDU in besonderem 
Maße fähig und imstande, ihre praktischen gesellschaftlichen 
Erfahrungen in ihre Gemeinden und kirchlichen Gemein
schaften wie überhaupt in die kirchliche Arbeit, die ja von 
der allgemeinen Entwicklung der gesellschaftlichen Verhält
nisse und Beziehungen in unserer Republik nicht getrennt 
"\verden kann, einmünden zu lassen. 

Die konl{reten poli tischen Entscheidungen, die die CDU zu 
treffen hat. ergeben sich aus geschichtlichen Erfahrungen, aus 
logischen überlegungen unserer Vernunft und aus den Erfor
dernissen einer den nationalen In teressen unseres Volkes ge
recht werdenden Friedenspolitik. Diese Ent.scheidungen in den 
politischen Sachfragen bedülien keiner Anleitung oder Be
gründung von der SchriH her. Es ist jedoch unser Bestreben, 
al!-: Christen all unsere Maßnahmen und Entscheidungen letzt
lich an den v.,'orten und dem Inhalt der christlichen Ethik zu 
messen. Bei allen Unterschieden zwischen den Konfessionen 
und den theologischen Lehrmeinungen bleibt das Gebot der 
Nächstenliebe und das Streben nach dem Frieden auf Erden 
unbestritten die gemeinsame Grundlage der gesel1scha[tlicht:'!n 
Aktivität christlicher Menschen. Das sind die Maßstäbe, nach 
denen zu handeln wir immer bemüht waren und immei' be
müht sein werden. 

Die Christlich-Demokratische Union hat auch keine eigene 
,. Theologie". Sie trägt - wie übrigens alle anderen demokra
tischen Parteien auch - Sorge dafür, daß entsprechend unserer 
Verfassung das Evangelium unverkürzt verkündet werden 
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und die kirchliche Tätigkeit in ihrer Vielfalt der Bekenntnisse 
sich frei in unserer Republik entfalten kann. 

Natürlich unterscheidet uns von unseren marxistischen 
Freunden der Glaube an Gott. Was aber die Weltanschauung 
betrifft, so werden wir Christen die neuesten Erfahrungen 
der Wissenschaft, an deren Weiterentwicklung nich t wenige 
Chrjsten selbst erfolgreich mitarbeiten, uns dabei zu eigen 
machen. Dadw'ch unterscheidet sich unsere heutige Weltan
schauung z. B. wesentlich von der des 19. Jahrhunderts oder 
gar der des Mittelalters. Als Christen haben wir die Freiheit, 
in Natur und Gesellschaft zu forschen, neue Erkenntnisse zu 
gewinnen und auf deren Grundlage an der Veränderung der 
Welt im Sinne des Friedens und des gesellschaftlichen Fort
schritts aktivmitzuarbeiten. Deshalb fordert die CDU ihre 
Mitglieder auf, sich mit den Erkenntnissen der modernen 
Natur- und Gesellschaftswissenschaften vertraut zu machen, 
sie in der PraAis anzuwenden tUld damit die Menschheit 
weiter entwickeln zu helfen. 

Eine gefestigte Christlich-Demolrratische Union in einer 
starken Nationalen Front - das muß jetzt Aufgabe und Ziel 
unserer Parteiarbeit nach diesem bedeutsamen, eliolgreichen 
11. Parteitag sein. Auf ökonomischem Gebiet kommt es nun 
daraui an, daß wir alle Kraft für die Erfüllung des Volks
wirtschaftsplanes 1964 als wicl1tige Voraussetzung für einen 
guten Start im Planjahr 1965 verwenden. Mit der Erreichung 
der qualitativen Kennziffern des gegenwärtigen Volkswirt
schaftsplanes schaffen wir uns auch eine gute Ausgangsposi
tion für den Perspekt ivplan bis 1970, der zur Zei t beraten 
"\vird und den wir vor allem dadurch unterstützen wollen, 
daß wir uns Gedanken darüber machen, was wir tun können, 
um den wissenschaftlich-technischen Höchststand zu erreichen, 
um die Rentabili tät zu verbessern und den Lebensstandard 
der Bevölkerung weiter zu erhöhen. Mit unermüdlichem Fleiß, 
mit Initiative und Tatkraft und durch die ökonomische Nut
zung unserer Arbei tszeit wollen wir christlichen Demokraten 
uns dieser Aufgabe unterziehen. 

Eine solche Arbei t ist gleichzeitig der Schlüssel zur Verwirk
l ichung unseres Zieles, durch erhöhte Anstrengungen unserer 
P ar tei und damit durch gesteigerte Wirksamkeit in der 
Nationalen Front alle christlichen Bürger für die Arbeit zur 
weiteren Stärkung und Festigung unserer Republik zu gewin
nen. So werden wir unseren gesellschaftliche n Auftrag, ge
stützt auf die Erkenntnisse, die Beratungen und die Beschlüsse 
unseres 11. Parteitages, in Ehren erfüllen können. 

' :Vi r christlichen Demokraten erklären am Vorabend des 
15. Jahrestages der Gründung unserer Republik: 
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\Vir helfen mit, eine Ordnung des Friedens und des brüder
lichen Miteinander und Füreinander aller Bürger herbeizu
fü hren; 

wi'r helfen mit, die ökonomischen Erfolge unserer Republik 
zu mehren und die moralische Uberzeugungskraft ihrer 
Politik zu erhöhen; 

wir helfen mit, daß durch unseren Friedensstaat die be
stimmende Kraft des Sozialismus und des: Friedens auf 
deutschem Boden immer mächtiger und sichtbarer hervor
tritt. 

So bekennen wir es in unserer Entschließung, und dieses 
Bekenntnis werden wir durch unsere praktische Arbeit zur 
Tat werden lassen. 

Der 15. Gründungstag unserer Deutschen Demokratischen 
Republik ist für uns christliche Demokraten ein Tag der tie
fen, innerlichen Freude, ein Tag aber auch des Stolzes darauf, 
daß wir Miterbauer und Mitgestalter unseres Friedensstaates 
sind. Diesel· Tag ist uns Verpflichtung, wie bisher so auch ,in 
Zukunft unser Bestes für unsere Republik zu geben. 

So venvirklichen wir durch unser Handeln die Losung 
unseres 11. Parteitages: 

In christlicher Verantwohung 
a11 unsere Arbeit, a11 unsere Kraft 
für den Sieg des Sozialismus in der 
Deutschen Demokratischen Republik 
für Deutschlands Frieden und Deutschlands Zukunft! 
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Von den bisher erschienenen Titeln der Reihe "Hefte 
aus Burgscheidungen" sind noch folgende Nummern 
lieferbar: 

28 Prof. Dr. Kurt Wiesner: Albert Schweitzer zum 
85. Geburtstag 

33 Dr. Bohuslav PospiSil: Die Prager Christliche Frie
denskonferenz 

57 Die Bewegung nationaler Christen in Indien (The 
Indian National Hindustani Church) 

58 Hermann Kalb, Adelf Niggemeier, Karl-Heinz Puff: 
Weg und Ziel der Adenauer CDU - Zu einigen 
Fragen ihrer antinationalen Politik 

62/63 Alwin Schaper: Der nationale Gedanke und der 
Kampf für den Frieden 

64/65 Rolf Börner: Die verräterische Politik der Füh
rung der Adenauer-CDU im Spiegel ihrer Partei
programme (1945 bis 1961) 

66 Gertrud Illing: Der deutsche Kolonialismus und der 
Neokolonialismus des Banner Staates 

75/76 Dr. Gerhard Desczyk: Vermächtnis und Ansporn 
- Fortschrittliche christliche Traditionen 

77 Alwin Schaper : So wurde Deutschland gespalten 
79 Dr. Heinrich Toeplitz: Der deutsche Friedensvertrag 

ist notwendig . 
80 Rolf Börner: Die Verantwortung der Christen bei 

der Lösung der nationalen Frage in Deutschland 
81 Gerald Götting: Entscheidung des Christen für die 

Sache der Nation 
82/83 Siegfried We1z: Lateinamerika tritt auf den Plan 
84/85 Prof. Dr. Gerhard Kehnscherper: Christliche Exi

stenz in der sozialistischen Ordnung 
87 Zu weiteren Erfolgen in der ' vollendeten soziali

stischen Gesellschaft 
88 Johannes Oertel: Die Welt des Landesbischofs Lilje 

- Eine Auseinandersetzung 
89 Briefe an einen Pfarrer 
90 Fritz Beyling: Morgenröte unserer neuen Zeit 
92 Alwin Schaper: Otto Nuschke und seine Zeit 
94 Gerald Götting: Das Programm des Sozialismus ist 

das Gesetz unseres Handeins 
95 WoUgang Hey1: Glanz und Elend der Adenauer-CDU 



98 Gerald Götting: Wir stärken die poli tisch-mora
lische Einheit unseres Volkes 

99/100 Siegfried Welz: Auf Sand gebaut - Die ameri
kanischen "Europa"-Pläne nach 1945 

102 Alwin Schaper: Der Sieg der nationalen Selbst· 
bestimmung im Zeitalter des Sozialismus 

103 Heinz Willmann: Friedensidee und Friedensbestre-
bungen in unseren Tagen 

104 Ulridl Kutsche: Friede in wehrhaften Händen 
105 Hans Kistner: Blickpunkt Südafrika 
106 Dr. Rudi Rost: Die Arbeit mit den Menschen sach

kundig organisieren 
107 Rol! Börner : Fortschrittliche Christen im 19. Jahr

hundert und ihr Verhältnis zur Arbeiterklasse 
108 Gerald Götting: Gute Planerfüllung ist die beste 

Außenpolitik 
109 Günter Wirth: Vom SChicksal christlicher Parteien 

1925-1934 -
110/111 Gertrud Illing: Zum SCheitern verurteilt 
112 WaIter Bredendiek: Emil Fuchs und die Anfänge 

des Christlichen Arbeitskreises beim Friedens
rat der DDR 

113 Dr. Hubert Faensen: Der Beitrag des christlichen 
Schriftstellers zur sozialistischen Nationalkultur 

114 Prof. Dr. Hans-Hinrich Jenssen: Politische Diakonie 
im Sozialismus 

115 Günter Wirth : Weltpolitik und Weltchristenheit 
116 Gerald Götting: Perspektive und Verantwortung 

junger Christen im Sozialismus 
117 Dr. rer. oec. habil Harald-Dietrich Kühne: Inter

nationale wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
nationale Wirtschaft 

118 Gertrud Illlng: Kreuzzugswahn in Vergangenheit 
und Gegenwart 

119 Prof. Dr. Tamas Esze : Der Weg der Reformierten 
Kirche Ungarns 

120 Mein Bund ist Leben und Frieden (Die 11. Allchrist
liche Friedensversammlung vom 28. Juni bis zum 
3. Juli 1964 in Prag) 

121 Gerald Götting: In christlicher Verantwortung für 
Frieden und Sozialismus 
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